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Praambel: Wer wir sind, wofur wir
stehen

Wir verstehen uns als Juden in Deutschland und als Teil des deutschen Volkes. Unsere
Identitét ist kulturell, familidr und historisch geprdgt und Ausdruck einer gewachsenen
Zugehorigkeit. Wir sind nicht als Fremde zu beschreiben, sondern als Mitbiirger und als Teil
der deutschen Gesellschaft in ihren vielfdltigen Rollen, darunter in Wissenschaft und Bildung,
Unternehmertum, 6ffentlichem Dienst, medizinischer Versorgung, Verteidigung und
Familienleben. Die Verwurzelung jiidischen Lebens in Deutschland reicht iiber mehr als ein
Jahrtausend zurtick.

Wir bekennen uns zu Deutschland, seiner Sprache, seinen normativen Grundlagen und seiner
Geschichte und leiten daraus Verantwortung fiir die Zukunft des Gemeinwesens ab.
Malgeblich sind fiir uns Sicherheit, Wahrhaftigkeit und Freiheit als zentrale
Ordnungsprinzipien eines stabilen, rechtsstaatlichen und freiheitlichen Gemeinwesens.

m Nachweis

In Nordrhein-Westfalen waren zum 31. Dezember 2024 rund 24.500 Mitglieder in jiidischen Gemeinden
organisiert (Landesverband Nordrhein 15.136, Landesverband Westfalen-Lippe 5.638, Synagogen-
Gemeinde Kéln 3.691); bundesweit waren es laut ZWST 89.197 Mitglieder in 105 jlidischen Gemeinden.
Diese Zahlen belegen, dass jlidisches Leben in Deutschland und Nordrhein-Westfalen institutionell
verankert und gesellschaftlich prasent ist.

Damit ist belegt, dass jlidisches Leben in Deutschland und Nordrhein-Westfalen weder historisch
randstandig noch gesellschaftlich marginal ist, sondern als institutionell verankerter und dauerhaft

prasenter Bestandteil des Gemeinwesens zu verstehen ist.

Quellen:

» Vgl. ZWST, Mitgliederstatistik 2024 (Stand 31.12.2024, verdffentlicht Juni 2025): 89.197 Mitglieder in 105 jlidischen
Gemeinden; Tabelle nach Landesverbdnden.

» Vgl. Landesverband der Jiidischen Gemeinden von Nordrhein K.d.6.R.

» Vgl. Landesverband der Jiidischen Gemeinden von Westfalen-Lippe K.d.6.R.

» Vgl. Synagogen-Gemeinde KéIn K.d.6.R. (eigenstdndige Korperschaft, in der ZWST-Statistik gesondert ausgewiesen).
» Vgl. Union progressiver Juden in Deutschland K.d.6.R. (fir die liberalen Gemeinden in NRW).

Unser Programm fiir Nordrhein-Westfalen ist auf folgende Zielsetzungen ausgerichtet:

e eine bildungs- und wertebasierte Gesellschaft, die auf wissenschaftlicher Erkenntnis
und kulturellem Erbe beruht

* die Gewahrleistung der Sicherheit in Deutschland und des jiidischen Lebens durch
klare Abgrenzung sowie wirksame Malnahmen gegen Islamismus,
Rechtsextremismus und Linksextremismus

¢ Integration unter strikter Bindung an deutsche Gesetze und Werte, keine offene
Multikulturalisierung ohne klare Regeln, wirksame Kontrolle und konsequentes
Handeln des Rechtsstaats

® den Schutz von Kindern und Familien sowie die Bewahrung einer traditionellen
Familienordnung

¢ eine ehrliche Erinnerungskultur, nicht als Schuldkultur, sondern als Verantwortung
gegeniiber Gegenwart und Zukunft, sowie ein selbstbewusstes Judentum innerhalb der
deutschen Leitkultur
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Kapitel 1: Sicherheit und judisches
Leben

»Ein sicheres Deutschland erkennt jiidisches Leben nicht als Ausnahme, sondern als
selbstverstdndlichen Teil der Nation.”

Leitthese: Die Gewdahrleistung der korperlichen Unversehrtheit sowie der freien
Religionsausiibung jiidischer Biirger in Nordrhein-Westfalen stellt eine zentrale
sicherheitspolitische Prioritét dar. Ziel ist ein freies, sicheres und geeintes Deutschland, in
dem jiidisches Leben nicht dauerhaft auf Sondermafnahmen angewiesen ist, sondern durch
gesellschaftlich verankerte Normalitdt und wirksame rechtsstaatliche Strukturen geschiitzt
wird. Bis zur Erreichung dieses Zustands setzen wir auf konsequente Schutzkonzepte, eine
stringente strafrechtliche Reaktion auf antisemitisch motivierte Gewalt und eine systematische
Praventionsarbeit durch Aufklarung.

Auf Bundesebene fordern wir eine Verschérfung der strafrechtlichen Sanktionen bei
antisemitischen Straftaten. Auf Landesebene setzen wir uns fiir flichendeckende
Aufklarungskampagnen an Schulen sowie in klassischen und digitalen Medien gegen
Antisemitismus ein.

Ziel ist gesellschaftliche Normalitiat ohne Sonderstatus!

®m Nachweis

Nach Angaben des nordrhein-westfilischen Innenministeriums wurden im Jahr 2024 insgesamt 695
antisemitische Straftaten registriert, darunter 16 Gewaltdelikte (2023: 547 Straftaten, 13 Gewaltdelikte).
Zugleich hat das Land die Schutzmaf3nahmen fiir jiidische Einrichtungen verstarkt und fiir 2025 zusatzlich
1,5 Millionen Euro fiir Sicherheitsleistungen an jiidischen Einrichtungen bereitgestellt. Damit ist belegt,
dass sich die sicherheitspolitische Lage verscharft hat und der Staat bereits mit konkreten
SchutzmaBBnahmen reagiert.

Quellen:

» Vgl. Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Zahlen zur Politisch Motivierten Kriminalitiat (PMK) 2024
/ Verfassungsschutzbericht Nordrhein-Westfalen 2024.

» Vgl. Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Haushaltsplan 2025 / Pressemitteilung zur Aufstockung
der Sicherheitsleistungen fiir jlidische Einrichtungen (Sonderprogramm 1,5 Mio. Euro).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Bestandssicherung: Bestehende SchutzmaBnahmen fiir jiidische Einrichtungen
dauerhaft beibehalten und bei Lagednderungen (insh. islamistische Gefahrdung) sofort
verstarken.

2. Transfererfolg: Erfolgreiche Schutzkonzepte aus Diisseldorf, Kéln und Essen als
Standard auf alle Gemeinden im Land Ubertragen.

3. Institutionalisierung: Die Kooperation zwischen Polizei und judischen Gemeinden
durch feste Ansprechpartner und regelmaBige Evaluationen verstetigen.

4. Praventionsausbau: Bewdhrte Formate wie die Fortbildungsreihe ,Begegnung mit
jidischem Leben“ und das Digital-Paket AMUDIM (Stand Feb. 2026) flaichendeckend
ausrollen.

5. Monitoring: Die Erfassung antisemitischer Vorfalle durch RIAS NRW und
Verfassungsschutz in ein quartalsweises Lagebild liberfiihren.
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1.1 Schutz judischer Einrichtungen

Synagogen, jiidische Schulen und Kulturzentren in Nordrhein-Westfalen erfordern einen
dauerhaft wirksamen Polizeischutz. Dass solche Schutzmafnahmen notwendig sind, ist nicht
als Normalzustand zu akzeptieren, sondern verweist auf ein erhebliches gesellschaftliches
Defizit. Jiidisches Leben ist Teil Deutschlands. Solange diese Selbstverstdndlichkeit nicht
flachendeckend verlasslich gewdhrleistet ist, besteht eine staatliche Schutzpflicht, die
konsequent und sichtbar wahrzunehmen ist.

Wir fordern einen wirksamen und dauerhaft gesicherten Polizeischutz fiir jiidische
Einrichtungen in Nordrhein-Westfalen. Der Schutz ist so auszugestalten, dass freie
Religionsausiibung und korperliche Unversehrtheit jederzeit gewdhrleistet sind. Er bleibt in
der erforderlichen Intensitdt bestehen, bis in Deutschland nachweislich ein Zustand erreicht
ist, in dem Juden diesen besonderen Schutz nicht mehr benétigen.

Der Polizeischutz ist ausdriicklich auf alle Orte jiidischen Lebens auszuweiten. Dazu gehoren
Synagogen, Schulen, Kindergédrten, Gemeindezentren, Jugend- und Kulturangebote,
Sportvereine und sonstige jiidische Vereine, ebenso jiidische Friedhtéfe, Gedenkstétten,
Memorials, Museen sowie weitere Orte, an denen jiidisches Leben, jiidische Geschichte und
jlidisches kulturelles Erbe sichtbar gelebt, gepflegt oder erinnert werden.

Wir fordern eine flachendeckende und dauerhafte Bewachung jiidischer Einrichtungen in
ganz Nordrhein-Westfalen. Konkret bedeutet dies eine Polizeipermanenz an Synagogen,
Gemeindehdusern und jiidischen Bildungseinrichtungen nach dem Vorbild bestehender
Schutzkonzepte in Diisseldorf, Essen und Koln, die auf sdmtliche jiidischen Gemeinden im
Land auszuweiten ist. Dariiber hinaus setzen wir uns fiir die Einrichtung eines spezialisierten
Objektschutzkonzepts innerhalb der bestehenden Polizei, mit Schwerpunkt jiidische
Einrichtungen und andere besonders gefdhrdete Objekte. Nordrhein-Westfalen kann und muss
hierbei Vorbild sein. Unser Land setzt den Mafstab und zeigt, wie Antisemitismus
entschlossen zuriickgedrangt wird und jiidisches Leben als selbstverstdndliche Normalitdt in
der Mitte der Gesellschaft dauerhaft geschiitzt und gestdrkt wird.

®m Nachweis

Der Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen halt ausdriicklich fest, dass Synagogen, Schulen und
Gedenkstéatten weiterhin starker geschiitzt werden miissen. Damit liegt fiir jidische Einrichtungen eine
behordlich bestatigte besondere Gefahrdungslage vor, die iiber die allgemeine Kriminalitatslage hinaus
einen fortgesetzten Objektschutz begriindet.

Quellen:

» Vgl. Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Verfassungsschutzbericht Nordrhein-Westfalen 2024
(Abschnitt: Islamistischer Antisemitismus / Gefdhrdungslage).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Objektschutz: Den Polizeischutz fiir Synagogen, Schulen und Gedenkstéatten auf dem
Niveau des Sonderprogramms 2025 beibehalten und auf weitere Orte ausweiten.

2. Mindeststandards: Kommunale Schutzkonzepte landesweit angleichen und mit
verbindlichen technischen Standards (z. B. Videoliberwachung, Sperren) unterlegen.

3. Wirksamkeitspriifung: SchutzmafRnahmen halbjdhrlich gemeinsam mit jiidischen
Landesverbanden und Polizeibehdrden auf ihre Effektivitat priufen.

4. Alarmketten: Bei akuter Gefahrdungslage zusatzliche personelle und technische
Ressourcen (z. B. mobile Absperrungen) ohne Zeitverzug aktivieren.
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5. Koordinierung: Eine landesweite Koordinierungsstruktur unter Federfiihrung des LKA
NRW schaffen, um Expertenwissen zentral fiir alle Gemeinden bereitzustellen.

1.2 Konsequenter Rechtsstaat gegen
antisemitische Gewalt

Wir fordern spiirbare Haftstrafen fiir antisemitisch motivierte Straftaten, insbesondere bei
Gewalt, Bedrohung, Volksverhetzung sowie bei Aufrufen zu Hass und Gewalt und bei
gezielter Einschiichterung im Umfeld jiidischer Einrichtungen. Zusétzlich fordern wir
strafverscharfende Regelungen fiir 6ffentliche Ausgrenzung und Einschiichterung von Juden.
Wer Juden in Deutschland gezielt herabwiirdigt, aus dem 6ffentlichen Leben drdangen will
oder Parolen verbreitet wie ,,Juden sind hier nicht willkommen®*, muss mit deutlich
verschdrften strafrechtlichen Konsequenzen rechnen. Solche Handlungen sind als Angriff auf
den gesellschaftlichen Frieden und die innere Sicherheit zu behandeln.

Auf Bundesebene fordern wir eine Verscharfung der Strafen fiir antisemitische Straftaten,
etwa durch Mindeststrafen bei Kérperverletzung und durch eine konsequente Strafschéarfung
bei antisemitischem Motiv. Zugleich setzen wir uns fiir landesweite Aufklarungskampagnen
an Schulen sowie in klassischen und digitalen Medien gegen Antisemitismus ein, finanziert
aus dem Haushalt Nordrhein-Westfalens. Ziel ist gesellschaftliche Normalitét als Schutz,
ohne Sonderstatus.

Wir fordern hchstmogliche Strafmale und eine konsequente Abschiebung bei
staatsfeindlicher, antisemitischer oder terroristischer Gewalt, im Rahmen der bestehenden
auslander- und volkerrechtlichen Bestimmungen konsequente Aufenthaltsbeendigung bei
nichtdeutschen Straftdtern. Konkret setzen wir uns dafiir ein, dass der Landtag Nordrhein-
Westfalen eine Bundesratsinitiative zur Einfiihrung eines Strafverscharfungstatbestands bei
antisemitisch motivierten Taten einbringt. Ferner fordern wir die Einrichtung von
Schwerpunktstaatsanwaltschaften fiir antisemitische Straftaten in den Bezirken Diisseldorf
und Koln.

m Nachweis

Die Zunahme antisemitischer Ubergriffe auf offener StraBe, im Umfeld von Versammlungen und in
digitalen Netzwerken erfordert eine klare und konsequente strafrechtliche Antwort. Jede Form von
Nachsicht gegeniiber Tatern sendet ein verheerendes Signal. Wer jiidisches Leben bedroht, greift den
gesellschaftlichen Frieden und die innere Sicherheit an und muss die volle Hirte des Rechtsstaats

erfahren. Von den 695 antisemitischen Straftaten in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2024 entfielen 16 auf

Gewaltdelikte. Damit liegt nicht nur ein Problem verbaler Radikalisierung, sondern auch ein relevantes
Gewaltpotenzial vor. Die Zahlen sprechen fiir eine konsequente strafrechtliche Reaktion und fiir

spezialisierte Bearbeitungsstrukturen.

Quellen:

» Vgl. Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Zahlen zur Politisch Motivierten Kriminalitdt (PMK) 2024
/ Verfassungsschutzbericht Nordrhein-Westfalen 2024.

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Spezialisierung: Die polizeiliche und justizielle Verfolgung antisemitischer Taten
bundeln, um Ermittlungsverfahren zu beschleunigen.
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2. Strukturaufbau: Die Antisemitismusbeauftragten bei den drei
Generalstaatsanwaltschaften (Kéln, Hamm, Diisseldorf) zu vollwertigen
Schwerpunktstaatsanwaltschaften ausbauen.

3. Qualifikation: Polizei und Justiz durch regelméBige Fortbildungen (unter
Einbeziehung von RIAS) fiir die Erkennung israelbezogener Tatmotive
sensibilisieren.

4. Verfahrensmonitoring: Ein systematisches Monitoring zu Ermittlungsverlaufen und
Urteilsspriichen etablieren, um Riickfallmuster und StrafmaBentwicklung zu
analysieren.

5. Rechtsinitiativen: Bundesweite Initiativen zur Einstufung antisemitischer Motive als
explizit strafverscharfendes Merkmal (§ 46 StGB) aktiv unterstiitzen.

1.3 Verbot von Demonstrationen im Umfeld
judischer Einrichtungen

Wir fordern versammlungsrechtliche Auflagen und, bei konkreter Gefdhrdungslage, Verbote
von Demonstrationen und Kundgebungen, die sich gegen jiidische Mitbiirger oder gegen den
Staat Israel richten, im unmittelbaren Umfeld jiidischer Einrichtungen und Orte jiidischen
Lebens. Das gilt unabhédngig davon, ob diese Versammlungen von Parteien, Vereinen oder
sonstigen Gruppen organisiert werden.

Zu den geschiitzten Orten zdhlen Synagogen, Schulen, Kindergdrten, Gemeindezentren,
Jugend- und Kulturangebote, Sportvereine und sonstige jiidische Vereine, ebenso jiidische
Friedhofe, Gedenkstitten, Memorials, Museen sowie weitere Orte, an denen jiidisches Leben,
jlidische Geschichte und jiidisches kulturelles Erbe sichtbar gelebt, gepflegt oder erinnert
werden.

Der Schutzraum um diese Orte ist durch klare Abstandsregelungen, wirksame Auflagen und
konsequentes Handeln der zustdndigen Behorden sicherzustellen.

Ergdnzend ist festzuhalten, dass die Teilnahme politischer Mandatstrédger an Versammlungen,
die sich gegen jiidische Mitbiirger oder gegen den Staat Israel richten, nicht nur straf- und
dienstrechtliche Relevanz entfalten kann, sondern auch organisationsintern eine satzungs- und
ordnungsrechtliche Bewertung erfordert, durch ein Ausschlussverfahren. Soweit ein solcher
Vorgang als VerstoB8 gegen Grundsétze, Ordnungsnormen oder Geschéftsordnungen der
jeweiligen politischen Organisation zu qualifizieren ist, sind die einschldgigen
organisationsrechtlichen Instrumente konsequent anzuwenden. In diesen Fallen fordern wir
die Beantragung und Priifung eines Ausschlussverfahrens nach Maligabe der jeweils
geltenden Regeln, um Normgeltung und Integritdt der Organisation zu sichern.

m Nachweis

RIAS NRW dokumentierte im Jahr 2024 insgesamt 228 antisemitische Vorfille im Zusammenhang mit
Versammlungen. Gleichzeitig verweist der Verfassungsschutz darauf, dass jlidische Einrichtungen
weiterhin besonders schutzbediirftig sind. Diese Kombination aus hoher Versammlungsrelevanz und
fortbestehender Gefahrdungslage rechtfertigt strenge raumliche Schutzkonzepte im Umfeld jiidischer

Einrichtungen.

Quellen:

» V3l. RIAS NRW, Jahresbericht 2024 (Abschnitt: Versammlungen und 6ffentlicher Raum).
» V/gl. Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Verfassungsschutzbericht Nordrhein-Westfalen 2024
(Kapitel: Islamistischer Antisemitismus / Objektschutz).
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B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Vereinheitlichung: Versammlungsrechtliche SchutzmaBnahmen (z. B. Auflagen)
im Umfeld judischer Objekte landesweit verbindlich harmonisieren.

2. Schutzradien: Fiir besonders gefahrdete Einrichtungen (Synagogen, jidische
Schulen) standardisierte Schutzradien und Auflagenmodelle definieren.

3. Landesweite Abstimmung: Die versammlungsbehordliche Praxis bei
antisemitischen Lagebildern zwischen den Prasidien landesweit koordinieren.

4. Abstimmungsverfahren: Polizei und jlidische Einrichtungen in ein festes,
anlassbezogenes Lage- und Abstimmungsverfahren vor Demonstrationen
einbinden.

5. Nachbereitung: Dokumentation und Analyse antisemitischer Vorfélle bei
Versammlungen systematisieren, um zukiinftige Gefahrenprognosen zu
schérfen.

1.4 Transparenzpflicht bei antisemitischen
Vorfallen

Wir fordern eine ausnahmslose und transparente Ver6ffentlichung antisemitischer Vorfélle
durch die zustdndigen Behorden. Die Veroffentlichung hat, soweit rechtlich zuldssig, Art des
Vorfalls, Ort, Zeitpunkt und eine Einordnung der Motivlage zu enthalten. Ziel ist, dass
antisemitische Taten weder verschwiegen noch verharmlost werden und nicht durch unklare
Darstellungen verdeckt bleiben.

Dartiber hinaus fordern wir einen monatlichen 6ffentlichen Bericht im Landtag von
Nordrhein-Westfalen. Dieser Bericht ist in einer 6ffentlichen Sitzung vorzustellen und der
Offentlichkeit zuginglich zu machen. Er umfasst die Anzahl der antisemitischen Vorfille, die
Art der Straftaten, den Stand der Ermittlungen sowie, soweit rechtlich zuldssig, die
Staatsangehorigkeit und Herkunftsland der Tatverddchtigen oder Tiéter.

m Nachweis

Mit dem Jahresbericht 2024 von RIAS NRW und dem
Verfassungsschutzbericht Nordrhein-Westfalen 2024 bestehen bereits zwei
offentliche Berichtssysteme, die antisemitische Vorfalle in Nordrhein-
Westfalen nach Kategorien und Entwicklungslinien ausweisen. Diese
bestehenden Berichtssysteme zeigen, dass strukturierte Transparenz
moglich ist und als Vorbild fiir haufigere und prazisere offentliche
Berichtspflichten dienen kann.

Quellen:

» Vgl. RIAS NRW, Jahresbericht 2024 (Zusammenfassung der Vorfallskategorien).
» Vgl. Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Verfassungsschutzbericht Nordrhein-Westfalen 2024
(Abschnitt: Phdnomentibergreifender Antisemitismus).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Berichtsharmonisierung: Die Erfassungssysteme von RIAS NRW und des
Verfassungsschutzes technisch und inhaltlich enger verzahnen.

2. Zeitnahe Berichte: Die dffentliche Berichterstattung auf ein quartalsweises
Format umstellen, um Entwicklungen (z. B. Israelbezug) zeitnah sichtbar zu
machen.

3. Standardisierung: Ein landesweit einheitliches Berichtsformat fiir Motivlagen
und regionale Brennpunkte einfiihren.
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4. Landtagsunterrichtung: Den Landtag durch regelmaBige Berichte zur
Antisemitismuslage Uber neue Trends (z. B. Vorfalle an Hochschulen)
informieren.

5. Datenverzahnung: Den Informationsfluss zwischen Polizei, Justiz und
zivilgesellschaftlichen Meldestellen organisatorisch verbessern.

1.5 Gesellschaftliche Verantwortung durch
Aufklarung

Sicherheit wird nicht allein durch Polizei und Justiz gewéhrleistet. Sie erwéchst ebenso aus
Haltung, Verantwortungsbewusstsein und dem aktiven Engagement der gesamten
Gesellschaft. Wir tragen gemeinsam die Pflicht, jiidisches Leben sichtbar zu schiitzen, durch
Zivilcourage, durch Aufklarung und durch ein lebendiges, verldssliches
Geschichtsbewusstsein. Noch immer mangelt es vielen Menschen an Wissen iiber die lange
und tiefe Verwurzelung jiidischen Lebens in Deutschland. Wo dieses Verstdndnis fehlt,
entstehen Vorurteile, Gleichgiiltigkeit und eine gefdahrliche Abstumpfung. Dem treten wir
entschieden entgegen.

Deshalb fordern wir verpflichtende Bildungsprogramme zur Geschichte und Gegenwart
jlidischen Lebens in Deutschland ab der Sekundarstufe 1. Als Pilotprojekt soll Nordrhein-
Westfalen zundchst an 50 Modellschulen in den Regierungsbezirken Diisseldorf, Koln,
Miinster, Detmold und Arnsberg ein Patenschulprogramm in enger Kooperation mit jiidischen
Gemeinden einrichten.

Dartiber hinaus setzen wir auf die gezielte Férderung kultureller Bildungsangebote, die
Begegnung ermoglichen, gegenseitiges Verstdndnis vertiefen und tragféhige Briicken
zwischen Menschen bauen.

m Nachweis

Das Schulministerium Nordrhein-Westfalen férdert bereits Fortbildungs- und Unterrichtsangebote gegen
Antisemitismus, darunter die Fortbildungsreihe ,,Begegnung mit jiidischem Leben in Nordrhein-
Westfalen“ sowie seit Februar 2026 das Informationspaket AMUDIM fiir Lehrkrifte. Diese bereits
laufenden MaBnahmen belegen, dass gesellschaftliche Aufklarung und schulische Sensibilisierung in
Nordrhein-Westfalen strukturell angelegt sind und gezielt ausgebaut werden kénnen.

Quellen:
» Vgl. Ministerium fiir Schule und Bildung NRW, Bildungsportal: Fortbildung ,Begegnung mit jlidischem Leben in

Nordrhein-Westfalen”.
» Vgl. SABRA / Schulministerium NRW: Launch des Digital-Informationspakets AMUDIM (Februar 2026).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Programmausbau: Erfolgreiche Aufklarungsformate beibehalten und personell
wie finanziell auf das gesamte Land ausweiten.

2. Institutionelle Absicherung: Lehrkréftefortbildungen und das Digital-Paket
AMUDIM dauerhaft im Landeshaushalt verankern statt befristeter
Projektforderung.

3. Nutzbarkeit: Vorhandene Begegnungsangebote (z. B. MiQua-Formate) durch
mobile Teams landesweit auch in landlichen Raumen verfiigbar machen.

4. Tragerunterstiutzung: Kommunale und zivilgesellschaftliche Akteure der
Antisemitismuspravention gezielt starken und vernetzen.
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5. Digitale Aufklarung: Informationskampagnen in sozialen Medien verstarken, um
antisemitischen Narrativen im digitalen Raum wirksam zu begegnen.

1.6 Deutschland als gemeinsame Heimat,
Zugehorigkeit als Fundament

Eine zentrale Herausforderung liegt in einem wechselseitigen Wissensdefizit. Viele Deutsche
sind sich der tiefen historischen Verwurzelung jiidischen Lebens in Deutschland nicht
bewusst. Zugleich ist vielen Juden die Dimension ihrer eigenen deutschen Herkunft nur
begrenzt bekannt. Der iiberwiegende Teil der in Deutschland lebenden jiidischen
Bevolkerung, insbesondere in den aschkenasischen Gemeinden, ist keine
Zuwanderergeneration, sondern Nachkomme einer iiber viele Jahrhunderte gewachsenen
Bevdlkerungsschicht, deren Wurzeln bis in das spdtantike Rheinland zuriickreichen. Diese
historisch und kulturell gewachsene Verbundenheit muss stérker als gemeinsame Grundlage
nationaler Identitdt verstanden werden.

Bereits im Jahr 321 nach Christus bestdtigte ein kaiserliches Edikt die Existenz jiidischer
Gemeinden in Koln.

Wir fordern daher, bedeutende Personlichkeiten der deutsch-jiidischen Geschichte starker als
Identifikationsfiguren zu wiirdigen, jiidische Beitrdge zur deutschen Kulturgeschichte sichtbar
zu machen und ihre Rolle als selbstverstandlichen Bestandteil deutscher Geschichte und
Gegenwart zu verankern.

Neben Heinrich Heine, Emmy Noether und Albert Einstein, die Deutschland international
gepragt haben, gab es viele weitere deutsche Juden, die Wissenschaft, Kultur, Wirtschaft und
Staatswesen in besonderer Weise mitgestaltet haben. Dazu zdhlen unter anderem Max Born,
Nobelpreistrager und Mitbegriinder der Quantenmechanik, Lion Feuchtwanger als
Schriftsteller, Max Liebermann als einer der bedeutendsten deutschen Maler, Felix
Mendelssohn Bartholdy als Komponist, Arnold Schénberg als Begriinder der Zwdlftonmusik,
Ludwig Bamberger als Mitgriinder der Deutschen Bank sowie Walther Rathenau als
Reichsaul8enminister und Industrieller.

Diese Leistungen sind Teil des deutschen Erbes. Gerade in der Zeit vor den dreilliger Jahren
zeigt sich, wie stark deutsch-jiidische Beitrage Wissenschaft, Kultur und Wirtschaft getragen
und mitentwickelt haben. Dieses Bewusstsein starken wir durch Bildung, Kulturarbeit und
offentliche Erinnerung.

m Nachweis

Das Kolner Edikt Kaiser Konstantins aus dem Jahr 321 n. Chr. gilt als altester
urkundlicher Nachweis judischen Lebens auf dem Gebiet des heutigen
Deutschlands und belegt die Existenz einer organisierten judischen
Gemeinde im Rheinland seit iiber 1.700 Jahren. Das Rheinland bildete mit
KolIn, Mainz, Worms und Speyer einen zentralen Raum friuh- und
hochmittelalterlicher jludischer Gelehrsamkeit; die SchUM-Statten Speyer,
Worms und Mainz wurden im Jahr 2021 in die UNESCO-Welterbeliste
aufgenommen. Diese historische Tiefe belegt, dass judisches Leben nicht
randstandig, sondern ein konstitutiver Bestandteil deutscher Geschichte und
kultureller Entwicklung ist.
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Quellen:

» Vgl. KéIner Edikt von 321 (Codex Theodosianus): Altester Beleg jiidischer Prdsenz nérdlich der Alpen.
» Vgl. UNESCO-Welterbeliste (2021): SchUM-Stdtten Speyer, Worms und Mainz als Zentren jlidischer Gelehrsamkeit.

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1.

2.

Systematische Starkung: Bildungsformate zur deutsch-jiidischen Geschichte (z.
B. 1700 Jahre judisches Leben) fest in den Kernlehrpldnen verankern.
Sichtbarmachung: Historisch bedeutende Orte (z. B. SchUM-Stéatten, Kélner
Erbe) starker in die landesweite Tourismus- und Bildungsstrategie einbinden.
Breite Verankerung: Judische Beitrage in Wissenschaft, Kunst und Wirtschaft (z.
B. Heine, Einstein, Liebermann) in allen Schulformen thematisieren.
Projektforderung: Lokale Projekte fordern, die jidische Gegenwart und
Geschichte als integralen Bestandteil der nordrhein-westfalischen Identitét
vermitteln.

Erinnerungskultur: Den o6ffentlichen Gedenkkontext so erweitern, dass neben
der Opfergeschichte auch die kulturelle Kontinuitéat deutlicher hervortritt.
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Kapitel 2: Bildung und judische
Identitat

,Wer als Kind lernt, dass Juden schon seit liber einem Jahrtausend zu Deutschland
gehdéren, wird im Erwachsenenalter nicht zum Antisemiten.”

Leitthese: Wer in Deutschland dauerhaft leben will, hat die kulturellen, rechtlichen und
historischen Grundlagen des Aufnahmestaates anzuerkennen. Dazu gehort insbesondere das
Bewusstsein, dass jiidisches Leben seit Jahrhunderten konstitutiver Bestandteil der deutschen
Gesellschaft ist und uneingeschrédnkt zu achten ist. Die Bereitschaft zur Integration umfasst
daher auch eine eindeutige Distanzierung von Islamismus, Antisemitismus und religits
begriindetem Extremismus.

Bildung umfasst mehr als die Vermittlung von Fachwissen. Sie entwickelt
Orientierungswissen, Urteilskompetenz und normatives Handeln. Fiir die Pravention
antisemitischer Einstellungen ist relevant, dass Vorurteile hdufig aus Wissensdefiziten,
verdnderten Geschichtsbildern und stereotypen Zuschreibungen entstehen und sich in sozialen
Kontexten, sowie in digitalen Rdumen stabilisieren konnen. Wirksame Prédvention erfordert
daher eine kontinuierliche, historisch fundierte und gesellschaftlich differenzierte
Bildungsarbeit, die sowohl Inhalte, als auch Methoden der Urteilsbildung verbindlich
verankert.

Nordrhein-Westfalen tragt als bevolkerungsreichstes Bundesland mit rund 18 Millionen
Einwohnern sowie mehr als 5.000 allgemeinbildenden Schulen eine besondere
Verantwortung, demokratische und menschenrechtliche Orientierungen langfristig zu starken.
Dazu gehort eine Bildungspolitik, die gesellschaftliche Vielfalt als kontinuierlichen
Bestandteil deutscher Geschichte und Gegenwart sichtbar macht und die Fahigkeit starkt,
menschenfeindliche Narrative zu erkennen, einzuordnen und zuriickzuweisen. Dieser
allgemeine Bildungsauftrag gilt fiir alle Bevolkerungsgruppen; zugleich wird jiidisches Leben
aufgrund seiner historischen Kontinuitdt in Deutschland, sowie der spezifischen
Erscheinungsformen des Antisemitismus in diesem Zusammenhang besonders
hervorgehoben.

m Nachweis

Im Schuljahr 2024/25 besuchen 2.516.996 Schiiler die 5.407 Schulen in Nordrhein-Westfalen, darunter
5.032 allgemeinbildende und 375 berufliche Schulen. Zugleich bestehen bereits spezifische
BildungsmaBnahmen wie die Fortbildungsreihe ,,Begegnung mit jiidischem Leben in Nordrhein-
Westfalen“ sowie das Lehrkriftepaket AMUDIM. Damit sind sowohl der quantitative Handlungsbedarf als
auch die organisatorische Anschlussfahigkeit einer systematischen Verankerung deutsch-jlidischer
Bildungsinhalte belegt.

Quellen:

» Vgl. Ministerium fiir Schule und Bildung NRW, Das Schulwesen in Nordrhein-Westfalen aus quantitativer Sicht 2024/25,
Statistische Ubersicht Nr. 430 (September 2025), Tabelle 1.1.

» Vgl. Schulministerium Nordrhein-Westfalen, Bildungsportal: Fortbildungsreihe ,,Begegnung mit jlidischem Leben in
Nordrhein-Westfalen®.

» Vgl. Schulministerium Nordrhein-Westfalen / SABRA, Informationspaket AMUDIM (Stand Februar 2026).
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B Konkrete Umsetzungsvorschlage

6. Verbindliche Lernziele und Prufungsbezug
Deutsch judische Geschichte und jludisches Leben in Deutschland werden als
verbindliche Lernziele in relevanten Fachern ausgewiesen und in Leistungsnachweisen
priufungsrelevant gemacht.

7. Unterrichtsformate mit Quellenarbeit
Einflihrung standardisierter Module mit Priméarquellen, Biografien und
Kontextmaterialien, erganzt durch Aufgabenformate zur Argumentation und
Urteilsbildung.

8. Training von Urteilskompetenz
Verbindliche Kompetenzziele zur Unterscheidung von Faktenbehauptung, Werturteil
und Propaganda sowie zur Erkennung antisemitischer Codes in Alltag und digitalen
Raumen.

9. Schulkultur und Intervention
Schulweit definierte Regeln, abgestufte Sanktionen, dokumentierte
Interventionsroutinen und verladssliche Beschwerdewege bei antisemitischen Vorfallen.

10. Qualifizierung des Lehrpersonals
Fortbildungsstandard fiir Diagnostik von Vorurteilen, Gesprachsfiihrung, Deeskalation
und interventionssicheres Handeln, mit regelmagBiger Auffrischung.

11. Evaluation und Qualitatskontrolle
RegelmiRige Uberpriifung der Umsetzung tiber Schulaufsicht und Qualitiatsberichte,
einschlieBlich messbarer Indikatoren wie Modulabdeckung, Priifungsanteile und
dokumentierte Interventionen.

2.1 Pflichtinhalte zur deutsch-judischen
Geschichte

Uber mehr als ein Jahrtausend ist jiidisches Leben ein Bestandteil der Geschichte
Deutschlands. Die Beitrdge deutscher Juden zu zentralen Entwicklungsstrangen deutscher
Geschichte sind in Wissenschaft und Technik, sowie in Wirtschaft und Unternehmertum
strukturbildend und fiir das Verstdndnis deutscher Modernisierung und
Institutionengeschichte von hoher Relevanz. Dariiber hinaus sind sie in Literatur und
Publizistik, Politik und Staatswesen, Kunst und Musik, sowie im Dienst fiir das Gemeinwesen
pragend, auch dort, wo deutsche Juden in entscheidenden historischen Epochen Seite an Seite
mit anderen Deutschen Verantwortung trugen.

In der schulischen Vermittlung wird deutsch-jiidische Geschichte jedoch héufig auf die Zeit
des Nationalsozialismus und die Shoah verengt. Epochen, Lebenswelten und
Wirkungszusammenhénge aulerhalb dieses Rahmens werden in curricularen Vorgaben
vielfach nicht als eigenstdndige Unterrichtseinheiten, nicht als wiederkehrende Lernziele iiber
mehrere Jahrgangsstufen hinweg und nicht als priifungsrelevante Inhalte verbindlich
ausgewiesen. Entsprechend fehlen diese Inhalte hdufig in Schulbiichern und
Unterrichtsmaterialien als systematisch aufgebaute Module, als Quellen und
Aufgabenformate, sowie als verbindliche Leistungsnachweise. Damit werden zentrale
Kontinuitdten und die Bandbreite konkreter Beitrdge deutscher Juden zur deutschen
Geschichte und Kultur curricular nicht systematisch erschlossen.

Ziel ist eine Unterrichtspraxis, in der in jedem geeigneten Fachbereich ausgewéhlte
Personlichkeiten deutscher Juden als fachlich passende Fallbeispiele systematisch erarbeitet
werden. Schiiler und je nach Bildungskontext auch Studierende, sollen anhand konkreter
Biografien, Leistungen und historischer Kontexte nachvollziehen kénnen, welchen Anteil
deutsche Juden an Wissenschaft, Wirtschaft, Kultur und Staat hatten. Dazu gehort die
angemessene Behandlung von Leistungen in Forschung und Technik, von Beitrdgen zum
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Aufbau und zur Pragung zentraler wirtschaftlicher Institutionen, etwa im Bankwesen und im
Unternehmertum, ebenso wie die Mitgestaltung politischer Verantwortung und staatlicher
Aufgaben. In die historische Einordnung sind zudem die Erfahrungen deutscher Juden als Teil
der deutschen Zeitgeschichte einzubeziehen, auch dort, wo sie im Ersten Weltkrieg im
Militdrdienst standen. Diese Einordnung dient der sachlichen Darstellung historischer
Realitét, nicht der Verherrlichung von Krieg oder Gewalt. Sie macht sichtbar, dass deutsche
Juden die Pflichten, Belastungen und Erfahrungen dieser Epoche mitgetragen haben. Eine
solche facheriibergreifende Sichtbarkeit fordert historisches Verstandnis, reduziert
Verkiirzungen und stdrkt den gesellschaftlichen Zusammenhalt.

m Nachweis

Die vom Schulministerium Nordrhein-Westfalen beauftragte Schulbuchstudie
des Georg-Eckert-Instituts aus dem Jahr 2023 untersuchte 20
Geschichtsschulbiicher, davon 16 fiir die Sekundarstufe | und 4 fur die
Sekundarstufe Il. Zugleich weist das Schulministerium selbst in der seit
Herbst 2020 konzipierten Fortbildungsreihe ,,Begegnung mit jiudischem
Leben in Nordrhein-Westfalen“ darauf hin, dass an Schulen bis heute haufig
ein einseitiger Blick auf judisches Leben als Verfolgungs- und
Opfergeschichte dominiert. Diese Befunde belegen, dass verbindliche
Pflichtinhalte zur deutsch-judischen Geschichte curricular praziser und
breiter abgesichert werden miissen.

Quellen:

» Vgl. Georg-Eckert-Institut (GEI) / Schulministerium NRW, Schulbuchstudie 2023: , Darstellung jlidischer Geschichte,
Kultur und Religion in Schulblichern in Nordrhein-Westfalen®.

» V/gl. Schulministerium Nordrhein-Westfalen, Bildungsportal: Fortbildungsreihe ,Begegnung mit jlidischem Leben in
Nordrhein-Westfalen®, konzipiert seit Herbst 2020.

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Einfuhrung eines facheriibergreifenden Umsetzungsstandards zur verbindlichen
Behandlung deutsch-judischer Geschichte, Biografien und Leistungen in
geeigneten Unterrichtsfachern und Jahrgangsstufen.

2. Verankerung exemplarischer Fallstudien in den Naturwissenschaften, inshesondere
zu Forschung, Institutionen und Innovationen, unter Einbeziehung fachbezogener
Biografiemodule mit Quellen- und Kontextarbeit, etwa zu Albert Einstein, Fritz
Haber, Max Born, Otto Stern und James Franck.

3. Verankerung wirtschafts- und unternehmensgeschichtlicher Fallstudien in den
Bereichen Wirtschaft und Wirtschaftspolitik, insbesondere zu Industrie, Banken,
Handel und wirtschaftspolitischer Verantwortung, etwa zu Walther Rathenau, Emil
Rathenau und Max Warburg.

4. Verbindliche Einbeziehung deutsch-jiidischer Beitrdge zu Staat, Verfassung,
Demokratiegeschichte und politischer Kultur in Politik, Sozialwissenschaften und
Recht, inshesondere anhand von Quellenarbeit zu Persénlichkeiten wie Hugo Preuf
und Walther Rathenau.

5. Einordnung gemeinsamer Zeit- und Erfahrungsgeschichte auch dort, wo deutsche
Juden im gemeinsamen Militardienst als Soldaten im Ersten Weltkrieg auf Seiten
Deutschlands dienten und damit Teil derselben historischen Epoche und
Verantwortungsgemeinschaft waren.

6. Systematische Beriicksichtigung deutsch-jiidischer Autoren, Werke und
kulturhistorischer Kontexte in Deutsch, Literatur, Kunst und Musik, insbesondere
anhand von Personlichkeiten wie Heinrich Heine sowie weiterer Beispiele nach
Schulform und Jahrgangsstufe.

7. Entwicklung, Priufung und Qualitatssicherung der Lehrmaterialien auf
fachwissenschaftlicher Grundlage in Kooperation mit einschlagigen
Fachnetzwerken und ausgewiesenen Experten, um fachliche Validitat und
didaktische Umsetzbarkeit sicherzustellen.
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8. Aufstockung der verbindlichen Unterrichtsanteile zu jlidischem Leben auBerhalb
der NS-Zeit in den Kernlehrpldnen des Fachs Geschichte in Nordrhein-Westfalen,
Sekundarstufe |, auf mindestens 20 Unterrichtsstunden, verteilt auf die Jahrgédnge 6
bis 10.

9. Verpflichtende Ergdnzung des Unterrichts durch den Besuch einer jiidischen
Einrichtung oder Gedenkstétte als Bestandteil historischer und gesellschaftlicher
Bildung.

2.2 Tiefenbildung statt oberflachlicher Toleranz

Qualitdtsstandard fiir die Umsetzung der Pflichtinhalte nach 2.1.

Eine wirksame Bildungsarbeit gegen Antisemitismus kann nicht auf emotionale Betroffenheit
reduziert werden. Wo Unterricht vor allem Gefiihle adressiert, ohne Wissen, Kontext und
Urteilskompetenz systematisch aufzubauen, entstehen haufig Unsicherheit, Distanz und
Ausweichverhalten. Ebenso fiihrt eine Vermittlung, die jiidische Geschichte nahezu
ausschlieflich iiber die Shoah behandelt, zu einem unvollstindigen Gesamtbild. Fiir
Pravention ist daher entscheidend, jiidisches Leben als normalen Bestandteil deutscher
Geschichte und Gegenwart zu vermitteln und zugleich die Fahigkeit zur sachlichen
Einordnung zu stdrken.

Ziel ist eine Unterrichtspraxis, die belastbare historische Grundkenntnisse mit methodischer
Kompetenz verbindet. Schiiler sollen in die Lage versetzt werden, historische Kontinuitdten
zu erkennen, Argumente nachvollziehbar zu priifen und zwischen Faktenbehauptung,
Werturteil und Propaganda zu unterscheiden. Ergdnzend ist die Kompetenz zu entwickeln,
antisemitische Deutungsmuster, Codes und Narrative zu identifizieren und klar von legitimer
Kritik abzugrenzen, auch dort, wo sie in digitalen Rdumen verbreitet werden.

m Nachweis

Mit AMUDIM stellt Nordrhein-Westfalen seit Februar 2026 Lehrkraften ein
spezifisches Informationspaket zur Antisemitismuspravention und
Intervention zur Verfiigung. Daneben existiert die Fortbildungsreihe
»Begegnung mit judischem Leben in Nordrhein-Westfalen“ fiir die
Sekundarstufen I und Il. Bereits laufende Formate setzen damit nicht nur auf
symbolische Toleranz, sondern auf fachliche Vertiefung, Lehrerqualifizierung
und konkrete Handlungssicherheit.

Quellen:

» Vgl. Ministerium flir Schule und Bildung NRW / SABRA, Informationspaket AMUDIM (Stand Februar 2026).
» Vgl. Schulministerium Nordrhein-Westfalen, Bildungsportal: Fortbildungsreihe ,,Begegnung mit jlidischem Leben in
Nordrhein-Westfalen®.

Konkret msetzun tandar

1. Verbindliche Methodenelemente je Unterrichtsreihe
Jede Unterrichtsreihe zu jidischem Leben umfasst mindestens zwei verpflichtende
Elemente: Quellen- und Kontextarbeit sowie ein begriindetes Urteilsformat.

2. Biografische Fallstudien als Regelverfahren
Biografien werden nicht als bloBe Namenslisten, sondern als Fallstudien
unterrichtet. Die Mindeststruktur umfasst Leitfrage, historischen Kontext, Leistung
und Wirkung, Quellenbezug sowie eine begriindete Einordnung.

3. Offene Aufgabenformate als Leistungsnachweis
Leistungsuberpriifungen erfolgen liberwiegend uiber offene Aufgabenformate, etwa
Quellenanalyse, Kurzinterpretation, Argumentationsaufgabe und begriindetes
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Urteil. Reine Abfrageformate kdnnen erganzend eingesetzt werden, diirfen jedoch
nicht leitend sein.

4. Normalitatsprinzip in der Darstellung
Die Darstellung vermeidet eine Reduktion auf Opferperspektiven. Jiidisches Leben
wird als normaler Bestandteil deutscher Alltags-, Kultur-, Wissenschafts- und
Wirtschaftsgeschichte vermittelt.

5. Training von Abgrenzungskompetenz
Verbindliche Ubungsformate dienen der Unterscheidung legitimer Kritik von
menschenfeindlicher Zuschreibung. Dies schliet die Analyse antisemitischer
Codes und Narrative in Alltag und digitalen Kommunikationsraumen ein.

6. Schulische Interventionsroutinen
Schulen implementieren dokumentierte Verfahren fiir den Umgang mit
antisemitischen Vorfallen, einschliellich Meldung, Gesprachsfiihrung, abgestufter
Sanktionierung, padagogischer Nachbereitung und transparenter
Beschwerdewege.

7. Fortbildung und Qualitatssicherung
Lehrkrafte erhalten regelméBige Fortbildungen zu Quellenarbeit, Diagnostik von
Vorurteilen sowie interventionssicherem Handeln. Die Umsetzung wird tiber
schulinterne Qualitatsentwicklung und geeignete Berichtsinstrumente tiberpriift.

2.3 Neuausrichtung der BAMF-Integrationskurse

»Wer in Deutschland bleiben will, muss verstehen: Jiidisches Leben gehort seit
Jahrhunderten zu Deutschland.”

Integration ist nicht auf den Erwerb der deutschen Sprache zu reduzieren, sondern umfasst die
Vermittlung von Orientierungswissen, normativen Grundlagen und historischer
Kontextkompetenz. MaRgeblich sind die verfassungsrechtliche Werteordnung des
Grundgesetzes, die Anerkennung der Menschenwiirde, die Gleichheit vor dem Gesetz, die
Religionsfreiheit sowie die Verpflichtung auf ein friedliches Zusammenleben in einer pluralen
Gesellschaft. Ein integrationspolitischer Ansatz muss deshalb neben sprachlicher Kompetenz
auch belastbare Kenntnisse iiber Geschichte, gesellschaftliche Normen und zentrale
Bezugspunkte deutscher Gegenwart sicherstellen.

Wir stellen klar, dass Integration auf die Anerkennung und den Respekt gegeniiber allen
Religionen und Volksgruppen in Deutschland ausgerichtet ist. Vor diesem Hintergrund
fordern wir die verbindliche Aufnahme eines eigenstandigen Moduls zu jiidischem Leben in
Deutschland in die Integrationskurse. Diese Schwerpunktsetzung ist keine Exklusivsetzung
und kein Ausschluss anderer Themenfelder, sondern eine sachlich begriindete Ergdnzung des
Integrationscurriculums. Weitere Module zu anderen historischen und kulturellen Themen
konnen und sollen ergdnzend entwickelt und curricular verankert werden. Wir leisten hierzu
mit dem Schwerpunkt jiidisches Leben einen konkreten, strukturierten Beitrag.

Fiir einen Teil der Zuwanderer ist davon auszugehen, dass sie aus Kontexten kommen, in
denen antisemitische Deutungsmuster kulturell verbreitet, medial reproduziert oder politisch
legitimiert werden. Die bestehenden Integrationskurse adressieren dieses Risikofeld bislang
nicht in der erforderlichen Tiefe, Systematik und Verbindlichkeit. Wer in Deutschland
dauerhaft leben will, muss jiidisches Leben als Bestandteil deutscher Geschichte und
Gegenwart kennen und respektieren. Integration setzt kulturelles Verstdndnis, sowie die
Anerkennung der Werteordnung des Grundgesetzes voraus.
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Wir fordern daher die verbindliche Einfiihrung eines Moduls ,,Jiidisches Leben in
Deutschland® in allen Integrationskursen des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge.

Dies gewinnt zuséatzliche Dringlichkeit vor dem Hintergrund haushaltspolitisch motivierter
Konsolidierungsiiberlegungen, in deren Kontext eine Restriktion von Zugangskriterien und
Kursumfangen bei Integrationskursen diskutiert wird. Unabhdngig von budgetaren
Steuerungslogiken sind Inhalte zur Geschichte und Gegenwart jiidischen Lebens in
Deutschland sowie evidenzbasierte Praventionsmodule gegen Antisemitismus als
unverzichtbare curricularen Kernbestandteile zu definieren. Diese Inhalte diirfen nicht in den
Status fakultativer Zusatzbausteine verschoben werden, sondern sind normativ verbindlich,
standardisiert und tiberpriifbar im Curriculum zu verankern.

m Nachweis

Im Jahr 2024 begannen bundesweit 363.466 Personen einen
Integrationskurs; davon entfielen auf Nordrhein-Westfalen 77.545
Kurseintritte, also 21,3 Prozent aller bundesweiten Kursbeginne. Der
Orientierungskurs umfasst bundeseinheitlich 100 Unterrichtseinheiten.
Diese Zahlen belegen, dass Nordrhein-Westfalen bei Integrationskursen die
groBBte praktische Reichweite besitzt und bestehende BAMF-Strukturen
inhaltlich gezielt erweitert werden kénnen.

Quellen:

» Vgl. BAMF, Integrationskursgeschdftsstatistik 2024 (Gesamtjahr): 77.545 Kurseintritte in Nordrhein-Westfalen.
» Vgl. BAMF, Rahmencurriculum fiir den Orientierungskurs: Festlegung auf 100 Unterrichtseinheiten (seit 2016).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

Das Modul umfasst mindestens folgende verbindliche Inhalte:

1. Historische Grundlinien jidischen Lebens in Deutschland
Vermittlung zentraler Epochen, Entwicklungen und Kontinuitéten jidischen Lebens
in Deutschland.

2. Grundlagen judischer Religion und Kultur in Deutschland
Vermittlung grundlegender Kenntnisse zu religiésen, kulturellen und
gesellschaftlichen Ausdrucksformen jlidischen Lebens in Deutschland.

3. Deutsch-jiidische Beitrage in Wissenschaft, Wirtschaft, Kultur und Staatswesen
Darstellung pragender Leistungen und Wirkungen deutscher Juden in zentralen
Bereichen der deutschen Geschichte und Gesellschaft.

4. Formen und Mechanismen antisemitischer Ideologien
Behandlung historischer und gegenwaértiger Erscheinungsformen des
Antisemitismus einschlie8lich aktueller Narrative, Codes und
Weitergabemechanismen.

5. Normative Einordnung extremistischer Weltbilder
Einordnung extremistischer Ideologien im Verhdltnis zur freiheitlich-
demokratischen Grundordnung, einschlieBlich der Unvereinbarkeit antisemitischer
und terroristischer Programmatiken, etwa der Hamas-Charta, mit den
verfassungsrechtlichen Grundprinzipien.

6. Verpflichtende Wissenspriifung am Ende des Moduls
Am Ende des Moduls ist eine verpflichtende Wissenspriifung vorzusehen.

7. Offene Aufgabenformate statt bloBer Abfrageformate
Die Priifung ist nicht als reine Multiple-Choice-Abfrage auszugestalten, sondern als
inhaltlich substanzielle Leistungsiiberpriifung mit offenen Aufgabenformaten, die
Verstandnis, Einordnung und Anwendung des vermittelten Wissens
nachvollziehbar priift.

8. Verbindlichkeit fiir den Kurserfolg
Das Bestehen dieser Priifung ist als Voraussetzung fiir den erfolgreichen
Abschluss des Integrationskurses festzulegen.
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9. Wertebasierte und historisch fundierte Integration
Damit wird Integration nicht ausschlie3lich sprachlich, sondern auch wertebasiert
und historisch fundiert operationalisiert.

2.4 Konservatives Bildungsnetzwerk judischer
Perspektiven

»Authentische Bildung braucht authentische Stimmen.“

Eine belastbare Bildungsarbeit benétigt fachliche Kompetenz, historische Prazision und
Perspektiven, die kulturell verankert sind. In der Vermittlung jiidischen Lebens in
Deutschland existieren bereits einzelne Angebote und Initiativen. Was jedoch héufig fehlt, ist
eine dauerhaft institutionalisierte Struktur, die Unterrichtsmaterialien systematisch entwickelt,
fachlich priift, didaktisch standardisiert und in der schulischen Praxis verldsslich begleitet.
Genau diese Liicke soll durch unsere Forderung geschlossen werden.

Wir fordern daher den Aufbau eines Bildungsnetzwerks jiidischer Lehrkréfte, Autoren und
Wissenschaftler in Nordrhein-Westfalen. Ziel ist die Entwicklung zielgruppenspezifischer
Unterrichtsmaterialien fiir unterschiedliche Altersgruppen und Schulformen, abgestimmt auf
die fachiibergreifende Anlage der Inhalte, insbesondere in Geschichte, Politik und
Sozialwissenschaften, Recht, Wirtschaft und Wirtschaftspolitik, Deutsch und Literatur,
Philosophie, Kunst und Musik sowie in Naturwissenschaften.

Konkret fordern wir die Einrichtung eines Kompetenzzentrums Jiidische Bildung NRW in
enger Zusammenarbeit mit jiidischen Gemeinden, dem Zentralrat der Juden in Deutschland
und anerkannten Bildungstragern. Aufgaben sind ein kuratierter Quellen- und Aufgabenpool,
modulare Unterrichtsmaterialien, digitale Lernangebote sowie ein verbindlicher
Fortbildungsstandard fiir Lehrkréfte. Das Kompetenzzentrum hat zudem die Aufgabe, die
Umsetzung in der schulischen Praxis zu begleiten, Riickmeldungen aus Schulen auszuwerten
und die Materialien fortlaufend zu aktualisieren. Wir fordern, dass die Lehrmaterialien an
Schulen entsprechend standardisiert, verbindlich verankert und nach einheitlichen
Qualitatskriterien regelméaRig tiberpriift und fortgeschrieben werden.

Die fachwissenschaftliche Validierung der Materialien ist verbindlich abzusichern. Dazu
fordern wir eine unabhédngige Priifung und Freigabe durch ausgewiesene Experten,
insbesondere durch jiidische Gelehrte sowie durch Professoren und Dozenten mit
einschldgiger wissenschaftlicher Expertise. Die Priifung ist diszipliniibergreifend auszurichten
und umfasst, je nach Themenfeld, Judaistik, Geschichtswissenschaft, Philosophie,
Religionswissenschaft, Sozialwissenschaften, Politikwissenschaft, Rechtswissenschaft,
Wirtschaftswissenschaften, Literaturwissenschaft, Kulturwissenschaften, Kunst- und
Musikwissenschaft sowie Naturwissenschaften und Wissenschaftsgeschichte. Dadurch
werden inhaltliche Prézision, Kontexttreue und didaktische Qualitdt dauerhaft gewéhrleistet.

Dieses Vorhaben ist auf Landesebene umzusetzen, da schulische Bildung, Lehrpldne und
Lehrerfortbildung in die Zustdndigkeit des Landes fallen. Forderungen, die Integrationskurse
des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge betreffen, sind hingegen auf Bundesebene zu
adressieren und dort entsprechend zu dndern.
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Wir fordern, dass diese MalBnahmen landesrechtlich umgesetzt werden, da die Zustdndigkeit
fiir Schule, Lehrplédne, Unterrichtsmaterialien und Lehrerfortbildung bei den Léandern liegt.
Fiir Integrationskurse des Bundesamtes fiir Migration und Fliichtlinge fordern wir
entsprechende Anderungen auf Bundesebene, weil die dortigen Regelungen die inhaltlichen
Standards verbindlich bestimmen.

m Nachweis

In Nordrhein-Westfalen bestehen mit der Fortbildungsreihe ,,Begegnung mit
judischem Leben in Nordrhein-Westfalen*, der seit Februar 2026
verfiigbaren digitalen Plattform AMUDIM in Tragerschaft der Judischen
Gemeinde Diisseldorf und entwickelt von SABRA, sowie den
Bildungsangeboten des MiQua:forums in Koln und des Jidischen Museums
Westfalen bereits leistungsstarke Vermittlungsstrukturen. Erganzt werden
diese durch die seit 2014 bestehende Expertise des bundesweiten
Kompetenzzentrums KOAS in Tragerschaft der ZWST. Dieses dichte Netz aus
landesspezifischen MaBnahmen und etablierten Institutionen belegt, dass
ein ubergreifendes Netzwerkmodell unmittelbar auf vorhandenen
Ressourcen aufbauen und diese fiir eine systematische
Antisemitismuspravention verstetigen kann.

Quellen:

» Vgl. Ministerium flir Schule und Bildung NRW, Bildungsportal: Fortbildungsreihe ,Begegnung mit jlidischem Leben in
Nordrhein-Westfalen”.

» Vgl. SABRA / Jiidische Gemeinde Dlisseldorf, Plattform AMUDIM (Launch Februar 2026).

» Vgl. MiQua. LVR-Jlidisches Museum im Archdologischen Quartier KéIn, Bildungsformate im MiQua:forum.

» Vgl. Jiidisches Museum Westfalen (Dorsten), Archiv- und Vermittlungsangebote.

» Vgl. KOAS (Kompetenzzentrum antisemitismuskritische Bildung und Forschung) in Trdgerschaft der ZWST, gegriindet
2014.

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Strukturelle Vernetzung: Die bereits bestehenden Bildungsangebote jidischer
Institutionen in Nordrhein-Westfalen (SABRA, MiQua, Jiidisches Museum
Westfalen) organisatorisch in einem landesweiten Netzwerk biindeln.

2. Zentrales Experten-Verzeichnis: Aufbau eines qualitdtsgepriiften Verzeichnisses
fur judische Referenten, authentische Materialien und auBerschulische Lernorte
fur den direkten Zugriff durch Schulen und Kommunen.

3. Institutionelle Anbindung: Feste Anbindung von Schulen, Hochschulen und
Tréagern der politischen Bildung an dieses Netzwerk, um den Fachaustausch
zwischen judischer Gemeinschaft und staatlichen Institutionen zu verstetigen.

4. Biindelung von Ressourcen: Bestehende Formate (z. B. Fortbildungsreihen und
das Digital-Paket AMUDIM) unter ein gemeinsames Dach stellen und durch
dauerhafte Landesmittel statt befristeter Projekte absichern.

5. Entwicklung von Fachstandards: Wissenschaftlich fundierte Materialien zur
deutsch-jiidischen Geschichte und Gegenwart innerhalb des Netzwerks
entwickeln und verbreiten, um Doppelstrukturen zu vermeiden und Effizienz zu
sichern.

6. Regelmaige Fachtagungen: Etablierung von Austauschformaten zwischen
judischen Landesverbédnden, Bildungsinstituten und Fachstellen zur Analyse
aktueller Bedrohungslagen (z. B. an Hochschulen).
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Kapitel 3: Kinder- und Familienschutz

»Sexualkunde muss altersgerecht, wertebasiert und frei von politischen Agenden
sein.”

Leitthese: Obwohl dieser Themenbereich nicht unmittelbar jiidisches Leben betrifft,
befiirwortet die JfD e. V. NRW alle Manahmen, die dem Schutz von Minderjéhrigen, der
Stdarkung elterlicher Erziehungsrechte und der normativ begriindeten Ausrichtung
schulischer Bildung dienen. Die Position ist konservativ fundiert, férderorientiert und auf
die Bedarfe von Familien in Nordrhein-Westfalen ausgerichtet.

m Nachweis

Fir Nordrhein-Westfalen gelten weiterhin die Richtlinien fur die
Sexualerziehung aus dem Jahr 2000, die ,Familie“, ,,Geschlechterrollen*
sowie , sexuelle Orientierung und Identitat“ als verbindliche Themenfelder
festlegen und Schulen zur Information der Eltern tliber Ziele und Methoden
verpflichten. Erganzend dazu veroffentlichte das Schulministerium im
September 2025 eine neue Handreichung zum Umgang mit geschlechtlicher
Vielfalt, die den bestehenden Rahmen konkretisiert. Da dieser
landesrechtliche Regelungsrahmen die Sexualerziehung als gemeinsame
Aufgabe von Elternhaus und Schule definiert, konnen Forderungen nach
starkerer Altersangemessenheit, dem Schutz Minderjahriger vor
Ideologisierung und der Verscharfung von Transparenzpflichten unmittelbar
an die bestehende Rechtslage ankniipfen.

Quellen:

» Vgl. Ministerium ftir Schule und Bildung NRW, Richtlinien fiir die Sexualerziehung (RdErl. d. MSWWEF v. 30.09.1999, in
Kraft seit 01.08.2000).

» Vgl. Ministerium flir Schule und Bildung NRW, Handreichung ,LSBTIQ an Schulen” (Neuauflage/Erganzung September
2025).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Rechtsanpassung: Die Richtlinien zur Sexualerziehung (Stand 2000) unter
Beibehaltung des Rahmens gezielt in Richtung Altersangemessenheit und
Elternrechte prazisieren.

2. Kontrolle: Die bestehenden Informationspflichten gegeniiber Eltern durch die
Schulaufsicht verbindlich kontrollieren.

3. Materialpriifung: Alle Handreichungen (einschlieBlich der Neufassung von Sept.
2025) auf ihre ideologiefreie Gestaltung und Entwicklungsangemessenheit
priifen.

4. Gewichtung: Das vorrangige Erziehungsrecht der Eltern (Art. 6 GG) in der
schulischen Praxis gegeniiber dem staatlichen Bildungsauftrag starker
gewichten.

5. Evaluation: Die Umsetzung der Sexualerziehung alle zwei Jahre evaluieren und
die Ergebnisse dem Landtag vorlegen.
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3.1 Genderideologie aus Schulen und
Kindertageseinrichtungen zuruckdrangen

Inhalte zu Geschlecht und Identitdt werden in Nordrhein-Westfalen vermehrt in schulische
sowie friihkindliche Bildungs- und Betreuungssettings integriert. Aus Sicht der JfD e. V.
NRW erfolgt dies teilweise ohne hinreichend transparente Evidenzgrundlage, sowie ohne
systematische und angemessene Einbindung der Erziehungsberechtigten.

Unterricht und frithkindliche Bildung haben sich an gesicherten wissenschaftlichen und
biologischen Erkenntnissen, sowie an Entwicklungsangemessenheit zu orientieren.
Einrichtungen der Bildung und Betreuung diirfen nicht zu Raumen weltanschaulicher
Einflussnahme werden. Die JfD e. V. NRW setzt sich daher fiir eine konsequente Ausrichtung
aller Inhalte an Priifbarkeit, Faktenbezug, Altersangemessenheit und pddagogischer
Angemessenheit ein.

Genderideologisch geprégte Inhalte sind aus den verbindlichen Kernlehrpldnen des Landes
Nordrhein-Westfalen zu entfernen und in Kindertageseinrichtungen nicht als verpflichtender
Bildungsinhalt zu verankern. Lehr- und Bildungsinhalte miissen evidenzbasiert, iiberpriifbar
und frei von politischer Indoktrination sein. Konkret wird eine umfassende Uberpriifung
samtlicher seit 2018 eingefiihrter Lehrplan-Ergdnzungen, sowie einschlagiger
Handreichungen, Fortbildungsformate und Materialsammlungen zum Themenfeld Geschlecht
und Diversitét gefordert, insbesondere hinsichtlich wissenschaftlicher Fundierung,
didaktischer Plausibilitdt, Altersangemessenheit sowie der Beteiligung der
Erziehungsberechtigten.

m Nachweis

Die nordrhein-westfalischen Richtlinien fiir die Sexualerziehung fiithren
»Geschlechterrollen” sowie ,, sexuelle Orientierung und Identitat”
ausdriicklich als verbindliche Themenfelder auf. Die Forderung nach einer
starkeren Begrenzung oder Neujustierung entsprechender Inhalte kntipft
daher an ein bereits bestehendes curricular verbindliches Feld an, das durch
erganzende Handreichungen des Ministeriums (Stand September 2025)
weiter detailliert wurde. Damit besteht ein gefestigter Regelungsrahmen,
dessen inhaltliche Ausrichtung im Sinne einer biologisch fundierten und
ideologiefreien Wissensvermittlung unmittelbar eingefordert werden kann.

Quellen:

» Vgl. Ministerium fiir Schule und Bildung NRW, Richtlinien flir die Sexualerziehung (RdErl. d. MSWWF v. 30.09.1999, in
Kraft seit 01.08.2000).

» Vgl. Ministerium flir Schule und Bildung NRW, Handreichung ,LSBTIQ an Schulen“ (Neuauflage/Erganzung September
2025).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Fachaufsicht: Curriculare Vorgaben zu Identitat und Geschlechterrollen auf
sachlich-biologische Richtigkeit prifen und inhaltlich begrenzen.

2. Evaluierung: Samtliche Materialien (insb. fiir Kitas) auf eine einseitige
Fokussierung auf Geschlechtsidentitat hin untersuchen.

3. Beteiligungsstandards: Verbindliche Informationsstandards fiir Eltern
einfiihren, wenn externe Trager zu Genderthemen eingeladen werden.

4. Zulassungskriterien: Nur fachlich neutrale und wissenschaftlich belastbare
Materialien fiir den Unterricht freigeben.
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5. Tragerpriifung: Die Fachaufsicht bei der Auswahl externer Projekte (z. B.
Workshops) zwingend einbinden, um Neutralitat zu sichern.

3.2 Fruhsexualisierung beenden

Aus entwicklungspsychologischer und padagogischer Perspektive ist bei sexualbezogenen
Bildungsinhalten eine strikte Altersaddquanz sicherzustellen. In Nordrhein-Westfalen werden
Kinder teilweise bereits im Elementarbereich sowie in der Primarstufe mit Inhalten
konfrontiert, die in ihrer Komplexitdt und Deutungsanforderung nicht hinreichend an das
jeweilige Entwicklungsniveau angepasst sind. Vorrangig ist das Kindeswohl in Form einer
ungestorten, altersgerechten Entwicklung gegeniiber weltanschaulich oder ideologisch
gepragten Zielsetzungen schulischer und vorschulischer Bildungsarbeit.

Der Sexualkundeunterricht soll daher friihestens ab Jahrgangsstufe 7 einsetzen, curricular klar
strukturiert, ideologiefrei und primar biologisch orientiert. Inhaltliche Schwerpunkte sind
reproduktionsbiologische Grundlagen, korperliche Entwicklung in der Pubertit,
Gesundheitswissen, sowie Pravention, insbesondere in den Bereichen sexualisierte Gewalt,
Grenzsetzung, Schutzkompetenz und Infektionsschutz.

Themen der sexuellen Identitdt sowie weltanschaulich konnotierte Deutungsangebote sind
nicht Bestandteil verpflichtender Curricula. Fiir entsprechende Inhalte sind freiwillige,
optionale Angebote in der Sekundarstufe II vorzusehen, als Wahlformate und nicht als
verpflichtende Unterrichtsinhalte, mit einer Altersuntergrenze ab dem 18. Lebensjahr.

m Nachweis

Die nordrhein-westfilischen Richtlinien fiir die Sexualerziehung nennen als verbindliche Inhalte unter
anderem ,Korper und Sexualitit", ,Empfingnisverhiitung®, ,sexuellen Missbrauch und sexuelle Gewalt“
sowie ,sexuell tibertragbare Krankheiten”. Da diese Themen bereits curricular vorgesehen sind, ist eine
politische Debatte {iber einen spateren Beginn, eine starkere Altersangemessenheit und eine engere
Schwerpunktsetzung sachlich anschlussfahig, insbesondere vor dem Hintergrund neuerer erginzender
Handreichungen des Ministeriums (Stand September 2025).

Quellen:

» Vgl. Ministerium fiir Schule und Bildung NRW, Richtlinien flir die Sexualerziehung (RdErl. d. MSWWF v. 30.09.1999, in
Kraft seit 01.08.2000).

» Vgl. Ministerium fiir Schule und Bildung NRW, Handreichung ,LSBTIQ an Schulen (Neuauflage/Erganzung September
2025).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Differenzierung: Inhalte der Sexualerziehung strikt nach Altersstufen trennen;
komplexe Themen (z. B. sexuelle Identitét) erst ab Erreichen des 18.
Lebensjahres ansetzen.

2. Priorisierung: In der Primarstufe den Fokus ausschlieBlich auf Kérperschutz,
Grenzachtung und Gewaltpréavention legen.

3. Priifverfahren: Lehr- und Begleitmedien durch eine unabhédngige Kommission
auf Altersangemessenheit und Wahrung des Schamgefiihls prifen.

4. Transparenz: Eltern friihzeitig Giber den exakten Zeitpunkt und die Inhalte
geplanter Einheiten informieren.

5. Beschwerdeweg: Ein standardisiertes landesweites Beschwerdeverfahren bei
der Schulaufsicht fir VerstoRBe gegen die Altersangemessenheit einrichten.
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3.3 Elternrechte starken

Wir fordern die Einfiihrung einer verbindlichen Transparenz und Informationspflicht fiir
Schulen und Kindertageseinrichtungen in Nordrhein-Westfalen in Bezug auf alle Inhalte,
Materialien und externen Angebote zu Sexualitdt und Gender. Erziehungsberechtigte sind
frithzeitig, vollstdndig und nachvollziehbar {iber Lernziele, eingesetzte Materialien,
didaktische Formate sowie die Beteiligung aullerschulischer Tréger zu informieren. Fiir
besonders sensible, weltanschaulich konnotierte oder nicht zwingend curricular
erforderliche Bestandteile sind abgestufte Beteiligungs- und Wahlmaéglichkeiten
vorzusehen, einschlief8lich gleichwertiger Alternativangebote. Die Ausgestaltung hat
rechtssicher, verhéltnisméRig und gleichbehandelnd zu erfolgen und den
verfassungsrechtlich gebotenen Ausgleich zwischen Elternrecht und staatlichem
Bildungsauftrag zu konkretisieren.
m Nachweis
Die nordrhein-westfalischen Richtlinien fur die Sexualerziehung stellen
Sexualerziehung ausdriicklich als gemeinsame Aufgabe von Elternhaus und
Schule dar und verpflichten Schulen zur Information der
Erziehungsberechtigten iiber Ziel, Inhalt und Methoden. Damit existiert
bereits eine normative Grundlage, auf die weitergehende Transparenz- und
Beteiligungsrechte - insbesondere vor dem Hintergrund neuerer
erganzender Handreichungen des Ministeriums (Stand September 2025) -
ausdrucklich aufbauen kénnen.
Quellen:

» Vgl. Ministerium fiir Schule und Bildung NRW, Richtlinien flir die Sexualerziehung (RdErl. d. MSWWF v. 30.09.1999, in
Kraft seit 01.08.2000, Punkt 6: Zusammenarbeit mit den Eltern).

» Vgl. Ministerium flir Schule und Bildung NRW, Handreichung ,LSBTIQ an Schulen“ (Neuauflage/Erganzung September
2025).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Verbindlichkeit: Die Informationspflicht der Schulen gegenitiber den Eltern als
zwingende Voraussetzung fur den Unterricht ausgestalten.

2. Informationsblatter: Standardisierte Vorlagen fiir Schulen einfiihren, die tiber
Ziele, Methoden und externe Anbieter (Workshops) detailliert Auskunft geben.

3. Beteiligung: Riickmeldeverfahren fiir Elternbeirate bei der Auswahl von
Praventionsmaterialien ausbauen.

4. Dokumentationspflicht: Schulen zur Dokumentation aller durchgefiihrten
Projekte und verwendeten Medien in der Sexualerziehung verpflichten.

5. Rechtssicherheit: Einen klaren landesweiten Leitfaden fiir
Erziehungsberechtigte liber ihre Widerspruchs- und Mitbestimmungsrechte
erstellen.
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3.4 Schutzmechanismen und Werte

Wir konstatieren ein strukturelles Vollzugsdefizit: Elternrechte sind dem Grundsatz nach
gegeben, in der schulischen Praxis jedoch haufig nur begrenzt durchsetzbar, insbesondere in
informellen Kontexten wie Pausen, Projekten und schulisch verantworteten Aullenterminen.
Wir fordern daher eine landesrechtliche Prézisierung, die den elterlichen
Informationsanspruch und die Pflicht zur transparenten, dokumentationsfahigen Beachtung
legitim ausgeiibter Elternentscheidungen als verbindliche Dienstpflichten von Lehrkréften
und schulischem Personal normiert. Bei nachweislichen Verstéen gegen diese konkret
definierten Dienstpflichten sind dienstrechtliche Konsequenzen im Rahmen des geltenden
Beamten- und Arbeitsrechts durch die zustandigen Schulaufsichtsbehdrden zu priifen und
gegebenenfalls zu verhdngen; Voraussetzung sind hinreichend bestimmte
Tatbestandsmerkmale, rechtsstaatliche Verfahrensstandards und die Beachtung des
VerhdltnismaBigkeitsgrundsatzes. Flankierend ist beim Schulministerium Nordrhein-
Westfalen eine zentrale Anlauf- und Koordinierungsstelle fiir betroffene Eltern einzurichten,
die Falle biindelt, Zustandigkeiten klért, standardisierte Beschwerde- und Priifwege
bereitstellt und die Qualitédtssicherung der Bearbeitung gewdhrleistet. Vertrauenslehrkrafte
bleiben in ihrer Schutzfunktion grundsétzlich von sanktionsbezogenen Mechanismen
ausgenommen, sind jedoch verpflichtet, Erziehungsberechtigte zu informieren, wenn ein Kind
Hilfe oder Beratung gesucht hat, soweit dem keine gewichtigen Kindeswohlgriinde
entgegenstehen. Das handlungsleitende Wertefundament der Landesbildungspolitik wird
dabei normativ auf Familie, Respekt, Sicherheit, sowie einen verantwortungsvollen,
altersaddquaten Umgang mit Sexualitdt ausgerichtet.

m Nachweis

Die nordrhein-westfilischen Richtlinien fiir die Sexualerziehung verbinden biologische Inhalte
ausdriicklich mit ethischen, sozialen und kulturellen Fragen der Sexualitit und nennen als Ziel unter
anderem Beziehungsfahigkeit sowie Schutz vor sexueller Gewalt. Damit besteht bereits ein
wertebezogener Regelungsrahmen, auf den Forderungen nach klarerer Priorisierung von Familie, Schutz
und Entwicklungsangemessenheit - insbesondere vor dem Hintergrund neuerer erganzender

Handreichungen des Ministeriums (Stand September 2025) - ausdriicklich aufbauen kénnen.

Quellen:

» Ministerium fiir Schule und Bildung NRW, Richtlinien flir die Sexualerziehung (RdErl. d. MSWWEF v. 30.09.1999, ABl. NRW.
S. 248, in Kraft seit 01.08.2000).

» Vgl. Ministerium fiir Schule und Bildung NRW, Handreichung ,,LSBTIQ an Schulen” (Neuauflage/Ergdnzung September
2025).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Werteausrichtung: Den wertebezogenen Rahmen der Richtlinien explizit auf den
Schutz der Familie und die Entwicklungsangemessenheit ausrichten.

2. Gewaltpravention: Schutzkonzepte gegen sexualisierte Gewalt (z. B.
institutionelle Schutzkonzepte) an allen Schulen verbindlich implementieren
und ausbauen.

3. Fortbildung: Lehrkrafte zu ihrer besonderen padagogischen Verantwortung und
zur Erkennung von Grenzverletzungen durch externe Anbieter schulen.

4. Verfahrensklarheit: Schulen zu klaren Meldewegen und Verantwortlichkeiten bei
Beschwerden von Schiilern oder Eltern verpflichten.

5. Qualitatskontrolle: Die Einhaltung dieser Sicherheits- und Qualitatsstandards
regelmagig durch die Schulaufsicht (Bezirksregierungen) priifen lassen.
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Kapitel 4: Integration, Bekampfung
extremistischer Bestrebungen und die
Verankerung judischen Lebens als
selbstverstandlicher Teil Deutschlands

+Wer in Deutschland lebt, muss ohne Vorbehalt anerkennen: Jiidisches Leben
gehort seit Jahrhunderten zu Deutschland und Extremismus ist in jeder Form klar
zurtickzuweisen.”

Leitthese: Wer in Deutschland lebt oder einen dauerhaften Aufenthalt in Deutschland
anstrebt, hat die kulturellen, rechtlichen und historischen Grundlagen des Landes
anzuerkennen. Hierzu gehort insbesondere die vorbehaltlose Anerkennung, dass jiidisches
Leben seit Jahrhunderten einen integralen und nicht infrage zu stellenden Bestandteil
Deutschlands bildet. Antisemitismus und jede Form extremistischer Ideologie stehen im
Widerspruch zu den normativen Grundlagen des freiheitlichen, demokratischen und
rechtsstaatlichen Gemeinwesens. Dies betrifft Islamismus, Linksextremismus,
Rechtsextremismus sowie sonstige verfassungsfeindliche Bestrebungen in gleicher Weise.

m Nachweis

Die gegenwartige Gefahrdungslage im Bereich des israelbezogenen
Antisemitismus zeigt sich besonders deutlich im Versammlungsgeschehen
und in antiisraelischen Mobilisierungslagen. Fur Nordrhein-Westfalen
dokumentierte RIAS NRW im Jahr 2024 insgesamt 940 antisemitische
Vorfalle, davon 228 im Zusammenhang mit Versammlungen; 63 Prozent aller
Vorfalle waren dem israelbezogenen Antisemitismus zuzuordnen.
Bundesweit zeigt sich dieselbe Dynamik am deutlichsten in Berlin: GroBere
Demonstrationen im Jahr 2025 erreichten Teilnehmerzahlen von 12.000 bis
60.000 Personen; zugleich kam es in mehreren Fallen zu Festnahmen,
Angriffen auf Einsatzkrafte, verletzten Polizeibeamten,
verfassungsfeindlichen Parolen, Hamas-freundlichen Rufen, Holocaust-
Relativierungen sowie Behinderungen von Journalisten. Diese Befunde
sprechen dafiir, dass antisemitische Eskalation im é6ffentlichen Raum derzeit
in besonderem MaRe aus antiisraelischen, islamistischen,
auslandsbezogenen und auch linksradikal anschlussfahigen
Mobilisierungsmilieus gespeist wird. Daraus folgt die Notwendigkeit,
Extremismusbekampfung nicht eindimensional, sondern lagebezogen und
phanomeniibergreifend auszurichten.

Quellen:

» Vql. RIAS NRW, Jahresbericht 2024: 940 Vorfdlle, davon 228 bei Versammlungen; 63 Prozent israelbezogener
Antisemitismus.

» Vql. Tagesspiegel, 13.09.2025: ,12.000 Menschen bei Gaza-Demonstration in Berlin“. Polizeiangaben zu Teilnehmerzahl
und liberwiegend stérungsfreiem Verlauf.

» Vgl. B.Z., 27.09.2025: ,Berlin: 60.000 Menschen bei Gaza-Demo". Angaben zu Teilnehmerzahl, Hamas-freundlichen
Parolen, Holocaust-Relativierung, verletzten Polizeibeamten und Auflésung einer Islamisten-Demonstration.

» Vgl. Tagesspiegel, 28.09.2025: ,60.000 Demonstranten bei All Eyes on Gaza"“. Angaben zur GrofsSdemonstration, zum
liberwiegend friedlichen Verlauf des Hauptzuges und zur Auflésung einer Nebenversammlung in Kreuzberg wegen
verfassungsfeindlicher Parolen.

» Vgl. ZEIT, 16.05.2025: , 30 Festnahmen und schwer verletzter Polizist bei Demo in Berlin“. Angaben zur Nakba-
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Demonstration mit mehr als 1.000 Teilnehmern, Festnahmen und schwer verletztem Beamten.

» Vgl. ZDFheute, 08.10.2024: , Polizei bei pro-paldstinensischer Demo angegriffen”. Angaben zu verletzten Polizeibeamten
sowie Wlirfen mit Flaschen, Béllern und Steinen am 07.10.2024 in Berlin.

» Vgl. ZDFheute, 16.05.2025: , Polizist schwer verletzt: Ermittlungen nach Gewalt bei Pro-Paldstina-Demo*. Einordnung der
Gewalt am Nakba-Tag als Angriff auf Organe des Rechtsstaats.

Verweise:

» Vgl. Verfassungsschutz Berlin, Jahresbericht 2024 (erschienen 2025): Analyse der Geféhrdungslage durch israelbezogenen
Antisemitismus; Warnung vor einer ,,Entgrenzung“ und der ideologischen Verschrdnkung von Islamismus und
Linksextremismus.

» Vgl. Bundeskriminalamt (BKA), Lagebild Politisch Motivierte Kriminalitdt (PMK) 2024: Dokumentation eines massiven
Anstiegs antisemitischer Straftaten im Kontext des Nahostkonflikts; Einordnung der Gewalt als phdnomentibergreifendes
Sicherheitsrisiko.

» Vgl. RIAS Berlin (Recherche- und Informationsstelle Antisemitismus), Jahresbericht 2024: Belege fiir die Zunahme
antisemitischer Vorfdlle bei Versammlungen in Berlin; Dokumentation von Shoah-Relativierung und antisemitischer Tater-
Opfer-Umkehr im éffentlichen Raum.

» Vgl. Lagebericht der Polizei Berlin, Il. Quartal 2025: Statistische Erfassung von Angriffen auf Einsatzkrdfte und Festnahmen
bei pro-paldstinensischen Versammlungen; Bestdtigung der hohen Intensitdt von Flaschen- und Bollerwdirfen.

» Vgl. Gemeinsames Extremismus- und Terrorismusabwehrzentrum (GETZ), Lagebeurteilung 2025: Bewertung der
antiisraelischen Mobilisierung als Kristallisationspunkt flir verschiedene extremistische Milieus; Empfehlung einer
phdnomentibergreifenden Strategie zur Gefahrenabwebhr.

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Analysefokus:
Bestehende Lagebilder des Landes sind um einen eigenstandigen Analysefokus
zu israelbezogenem Antisemitismus, antiisraelischen Mobilisierungslagen
sowie zu islamistischen, linksradikalen und rechtsextremistischen
Anschlussmilieus zu erweitern

2. Erfassung von Vernetzungen:
Polizei, Verfassungsschutz und Versammlungsbehoérden sind organisatorisch
so zu verzahnen, dass personelle, organisatorische und ideologische
Uberschneidungen zwischen islamistischen, auslandsbezogenen,
linksradikalen und rechtsextremistischen Mobilisierungsmilieus friihzeitig
erkannt, dokumentiert und bewertet werden.

3. Beweissicherung:
Antisemitische Parolen, Symbolik, Sprechchére, Banner, digitale
Mobilisierungsaufrufe und einschldgige Straftatbestinde im Zusammenhang
mit Demonstrationen und Vorfeldmobilisierung sind beweissicher,
standardisiert und auswertbar zu erfassen, um eine schnellere strafrechtliche
Bewertung und Verfolgung zu erméglichen.

4. Tragerprifung:
Offentliche Kooperationen, Férderungen, Raumnutzungen und institutionelle
Einbindungen fiir Vereine, Initiativen oder Biindnisse sind auszuschlieBen,
wenn tatsdchliche Anhaltspunkte fiir antisemitische, extremistische,
terrorverharmlosende oder verfassungsfeindliche Positionen vorliegen.

5. Mandatstrager und Funktionstréger:
Fir Mandatstrager und Funktionstrager ist eine klare politische
Unvereinbarkeitslinie zu formulieren: Wer an Mobilisierungslagen mit
antisemitischer Entgrenzung mitwirkt, diese unterstiitzt, relativiert oder ihnen
politische Legitimation verschafft, darf weder politischen Bonus noch
institutionelle Schonung erhalten.

6. Institutionelle Neutralitat:
Offentliche Einrichtungen haben sicherzustellen, dass antisemitische,
islamistische, linksradikale oder rechtsextremistische Agitation weder durch
Kooperation, Duldung noch durch organisatorische Nachlassigkeit mittelbar
aufgewertet wird.
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4.1 Integration unter Einhaltung deutscher
Gesetze und Werte

Zuwanderungsprozesse und Integrationsverldufe zeigen, dass ein belastbares und
tiberpriifbares Bekenntnis zur Verfassung, zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung,
sowie zu den normativen Grundlagen des gesellschaftlichen Zusammenlebens nicht in allen
Féllen hinreichend konsistent festgestellt oder nachhaltig abgesichert wird. Zugleich ist die
Steuerungsfahigkeit staatlich verantworteter Integrationsangebote durch
Finanzierungsunsicherheiten, Zugangsbeschrankungen und Kapazitdtsengpasse beeintrachtigt.
Dies betrifft insbesondere die verlédssliche Vermittlung historischer und normativer
Grundlagen, darunter die deutsch-jiidische Geschichte und der Schutz jiidischen Lebens als
konstitutiver Bestandteil Deutschlands.

Die JID e. V. NRW setzt sich fiir nachvollziehbare, iberpriifbare und nachweisbare
Integrationsanforderungen ein. Diese Anforderungen umfassen Kenntnisse der Rechts- und
Gesellschaftsordnung, ausreichende Sprachkompetenzen, sowie eine eindeutige Distanzierung
von Antisemitismus, Islamismus und religios begriindetem Extremismus. Im Bereich der
Einbiirgerung ist sicherzustellen, dass der bundeseinheitliche Einbiirgerungstest sowie der
zugehorige Fragenkatalog so verbindlich weiterentwickelt werden, dass die historische und
gesellschaftliche Bedeutung jiidischen Lebens in Deutschland vollstdndig, iberpriifbar und
verldsslich abgebildet wird. Dies hat im Rahmen der bundesrechtlichen Zustandigkeit zu
erfolgen.

m Nachweis

Der bundeseinheitliche Orientierungskurs im Rahmen der Integrationskurse
umfasst 100 Unterrichtseinheiten und behandelt Rechtsordnung, Geschichte,
Kultur und Werte. Da Nordrhein-Westfalen im Jahr 2024 insgesamt 77.545
Kurseintritte verzeichnete (21,3 % des Bundesanteils), besteht hier die
groRte praktische Hebelwirkung, um bestehende Strukturen starker auf
deutsch-jludische Geschichte, Antisemitismuspravention und verbindliche
Wertevermittlung auszurichten.

Quellen:

» BAMF, Integrationskursgeschdftsstatistik 2024 (Eintritte nach Bundesldndern).

» BAMF, Rahmencurriculum flir den Orientierungskurs: Festlegung auf 100 Unterrichtseinheiten (Standard gemdf3 § 13
Abs. 1 IntV).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Land NRW: Verbindliche Module zur deutsch-jiidischen Geschichte und zum Schutz
judischen Lebens in landesverantworteten Integrations- und Bildungsformaten,
inklusive Qualitdtsstandards fiir Trager und Lehrkréfte.

2. Land NRW: Verlassliche organisatorische Ausgestaltung, damit Werte- und
Geschichtsvermittlung nicht von kurzfristigen Kursausfallen oder
Zugangsbeschrankungen abhangt.

3. Land NRW: Standardisierte Dokumentation der Wertevermittiung und
Lernergebnisse in Kursformaten, mit transparenter Evaluation.

4. Bundesebene als Ziel: Ergdnzung des Fragenkatalogs des Einbiirgerungstests um
Inhalte zur deutsch-jiidischen Geschichte und zur staatsbiirgerlichen Bedeutung
judischen Lebens.

5. Grundsatz: Keine integrationspolitischen Konzepte, die jidisches Leben
relativieren oder faktisch gefahrden.
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4.2 Bekampfung des islamistischen
Antisemitismus

Islamistischer Antisemitismus tritt zunehmend offen in Erscheinung, unter anderem in
religiosen Milieus, im Versammlungsgeschehen sowie in digitalen Kommunikationsrdumen,
auch in Nordrhein-Westfalen. Die Normalisierung antisemitischer Narrative und die
Mobilisierung entlang islamistischer Deutungsmuster sind mit den zentralen
Wertentscheidungen des Grundgesetzes unvereinbar. RIAS NRW dokumentiert fiir 2024
einen hohen Anteil israelbezogenen Antisemitismus sowie Uberschneidungen mit weiteren
Erscheinungsformen und relevante Fallzahlen im Umfeld von Bildungseinrichtungen.

Slogans wie ,,From the river to the sea“ sind in ihrer intendierten Bedeutung vielfach als
eliminatorisch zu interpretieren. Im deutschen Rechtskontext kann die Verwendung der
Parole, je nach Kontext, strafrechtliche Relevanz entfalten, insbesondere wenn sie als
Kennzeichen oder Unterstiitzung einer verbotenen Organisation bewertet wird oder weitere
Straftatbestdnde bertihrt sind. Die Beurteilung ist kontextabhédngig und erfordert eine
einzelfallbezogene rechtliche Wiirdigung.

Die JID e. V. NRW fordert daher die konsequente Ausschépfung der bestehenden
Instrumente des Vereins-, Straf- und Versammlungsrechts gegeniiber islamistischen
Organisationen, Propagandastrukturen und Unterstiitzungsnetzwerken. Dies umfasst die
Unterbindung von Betédtigung, Werbung und Finanzierung verbotener Strukturen sowie die
stringente Strafverfolgung antisemitischer und israelfeindlicher Propaganda. Im
Versammlungsgeschehen sind rechtssichere, lagebezogene Gefahrenprognosen anzuwenden.
Bei konkreten Anhaltspunkten fiir strafbare Handlungen oder fiir die Unterstiitzung
verbotener Organisationen sind Auflagen bis hin zu Untersagungen im Einzelfall zu priifen
und durchzusetzen, unter strikter Beachtung der VerhéltnismaRigkeit.

m Nachweis

Der nordrhein-westfalische Verfassungsschutz weist fur das Jahr 2024 ein
islamistisches Personenpotenzial von 4.010 Personen aus; zugleich wurden
im Phanomenbereich religiose Ideologie 326 Straftaten registriert, darunter
13 Gewaltdelikte. Nach Angaben von RIAS NRW waren 63 Prozent aller
dokumentierten antisemitischen Vorfalle im Jahr 2024 dem israelbezogenen
Antisemitismus zuzuordnen; in 147 Fallen trat zudem eine Verbindung von
israelbezogenem und Post-Shoah-Antisemitismus auf. Hinzu kommt, dass an
Hochschulen in Nordrhein-Westfalen im Jahr 2024 Gber 90 antisemitische
Vorfalle dokumentiert wurden. Diese Daten belegen, dass islamistisch und
israelbezogen gepragter Antisemitismus in Nordrhein-Westfalen nicht nur
ideologisch verankert, sondern sicherheitspolitisch und gesellschaftlich
hochrelevant ist.

Quellen:

» Ministerium des Innern NRW, Verfassungsschutzbericht 2024 (Kapitel: Islamistischer Extremismus).
» RIAS NRW, Jahresbericht 2024 (Abschnitt: Antisemitismus im Kontext des Nahostkonflikts).

» RIAS NRW, Sonderauswertung 2024: Antisemitismus an Hochschulen in Nordrhein-Westfalen.

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Land NRW: Schwerpunktsetzung bei der Beobachtung islamistischer Netzwerke
durch den Verfassungsschutz Nordrhein-Westfalen, inklusive Lagebildern mit
Bezug zu antisemitischer Agitation.
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2. Land NRW: Konsequenter Vollzug von Vereins-, Straf- und Versammlungsrecht im
Rahmen der Zustandigkeiten, einschlieBlich Priifung von Betatigungsverboten und
Finanzierungsstrukturen.

3. Land NRW: Versammlungsrechtliche Praxis mit klaren Kriterien, dokumentierter
Gefahrenprognose und konsequenter Durchsetzung von Auflagen bei erwartbaren
Straftaten.

4. Land NRW: Zentrale, niedrigschwellige und datenschutzkonforme Meldestruktur fir
antisemitische Vorfélle in Bildungseinrichtungen, mit klarer Schnittstelle zur
Schulaufsicht und, wo erforderlich, zu Strafverfolgungsbehérden.

5. Land NRW: Verbindliche Praventions- und Interventionsstandards fiir Schulen und
Hochschulen bei antisemitischen Vorfallen, einschlieBlich Schutzkonzepten fiir
Betroffene.

4.3 Bekampfung des links- und
rechtsextremistischen Antisemitismus

Links- und Rechtsextremismus treten in Nordrhein-Westfalen zunehmend offen in
Erscheinung, unter anderem im Versammlungsgeschehen, in digitalen
Kommunikationsrdumen sowie in politisch aufgeladenen Mobilisierungslagen. Beide
Phdnomenbereiche sind mit den zentralen Wertentscheidungen des Grundgesetzes
unvereinbar, weil sie staatliche Ordnung delegitimieren, gesellschaftliche Polarisierung
vertiefen und antisemitische sowie demokratiefeindliche Einstellungen begiinstigen kénnen.
Die JID e. V. NRW fordert daher, links- und rechtsextremistische Bestrebungen ohne
ideologische Doppelstandards konsequent zu benennen, klar zuriickzuweisen und mit den
bestehenden Instrumenten des Rechtsstaats wirksam zu bekdmpfen.

m Nachweis

In Nordrhein-Westfalen treten sowohl linksextremistische als auch
rechtsextremistische Bestrebungen offen in Erscheinung. Im Bereich des
Linksextremismus wurden im Jahr 2024 1.187 Straftaten und 86
Gewaltdelikte erfasst. Nach den vom Land veroffentlichten vorlaufigen
Zahlen stiegen die linksextremistischen Straftaten im Jahr 2025 auf 2.418
Falle, wahrend die Zahl der Gewaltdelikte auf 153 zunahm. Das Land
verweist dabei auf eine Zunahme von Sachbeschadigungen, auf gewaltsame
Protestformen, auf gezielte Sabotageakte gegen Kritische Infrastruktur
sowie auf eine starkere Mobilisierung uber soziale Medien und digitale
Formate.

Auch der Rechtsextremismus stellt in Nordrhein-Westfalen weiterhin eine
erhebliche Gefahrdung dar. Die politisch motivierten Straftaten im Bereich
des Rechtsextremismus stiegen im Jahr 2024 auf 5.641 Falle nach 3.549
Fallen im Jahr 2023; zugleich erhohte sich die Zahl der Gewaltdelikte auf 154
nach 116 im Vorjahr.

Diese Entwicklungen belegen, dass links- und rechtsextremistische
Bestrebungen in Nordrhein-Westfalen sicherheitsrelevant sind. Beide
Phanomenbereiche nutzen Versammlungsgeschehen, digitale
Kommunikationsraume und gesellschaftliche Konfliktlagen, um staatliche
Ordnung zu delegitimieren, Polarisierung zu vertiefen und
demokratiefeindliche Einstellungen anschlussfahig zu machen.

Quellen:

» Vgl. Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Lagebild Linksextremismus Nordrhein-Westfalen
(25.02.2026): Angaben zu 1.187 linksextremistischen Straftaten und 86 Gewaltdelikten im Jahr 2024 sowie zu mehr als
2.400 Straftaten und 153 Gewaltdelikten nach vorldufigen Zahlen fiir 2025; aufSerdem Hinweise auf Sabotageakte gegen
Kritische Infrastruktur und digitale Mobilisierung.
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» Vgl. Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Lagebild Rechtsextremismus (19.03.2025): Angaben zu
5.641 rechtsextremistischen Straftaten im Jahr 2024 nach 3.549 im Jahr 2023 sowie zu 154 Gewaltdelikten nach 116 im
Vorjabhr.

» V/gl. Ministerium des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen, Verfassungsschutzbericht 2024 und
Verfassungsschutzbericht kompakt 2024: Einordnung von Linksextremismus und Rechtsextremismus als
sicherheitsrelevante Phdnomenbereiche sowie Hinweise auf gewaltsame Protestformen, digitale Radikalisierung und
extremistisches Agieren in 6ffentlichen Mobilisierungslagen.

» Vgl. Bundesamt fiir Verfassungsschutz, Verfassungsschutzbericht 2024 (15.06.2025): Bestdtigung des bundesweiten
Trends steigender Fallzahlen im Bereich des gewaltorientierten Rechtsextremismus und der zunehmenden Vernetzung
linksextremistischer Gruppen auf europdischer Ebene.

» Vgl. Bundeskriminalamt (BKA), Politisch Motivierte Kriminalitat im Jahr 2024 (Mai 2025): Einordnung der bundesweiten
Zunahme von Angriffen auf Amts- und Mandatstrdager als wachsende Bedrohung fiir die demokratische Diskurskultur.

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Analyse extremistischer Anschlussmilieus:
Linksextremistische und rechtsextremistische Bestrebungen sind mit besonderem
Blick auf digitale Mobilisierung, Aktionsbhiindnisse, Vorfeldstrukturen, jugendaffine
Rekrutierungsformen und gewaltorientierte Anschlussmilieus systematisch zu
analysieren.

2. Phanomenbezogene Auswertung dffentlicher Mobilisierung:
Versammlungen, Kampagnenlagen und politisch aufgeladene Protestformen mit
links- oder rechtsextremistischem Bezug sind phanomenbezogen auszuwerten, um
Radikalisierungsdynamiken, Gewaltpotenziale und antisemitische Anschlussstellen
frithzeitig zu erkennen.

3. Klare politische Unvereinbarkeitslinie:
Fiir Mandatstrager und Funktionstrager ist festzuhalten, dass jede Mitwirkung an
links- oder rechtsextremistischen Mobilisierungslagen, jede Relativierung
extremistischer Gewalt und jede politische Legitimierung verfassungsfeindlicher
Akteure unvereinbar mit staatspolitischer Verantwortung ist.

4. Differenzierte, aber gleich konsequente Bekampfung:
Links- und rechtsextremistische Bestrebungen sind entsprechend ihrer jeweiligen
Strukturen, Aktionsformen und Radikalisierungsmuster differenziert zu analysieren,
jedoch ohne ideologische Doppelstandards mit gleicher rechtsstaatlicher
Konsequenz zuriickzuweisen und zu bekampfen.
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Kapitel 5: Judische Identitat als Teil
deutscher Kultur

»Judisches Leben gehort zu Deutschland und ist selbstverstdndlicher Teil unserer
Geschichte, Gegenwart und Zukunft.”

Leitthese: Jiidisches Leben ist ein eigenstandiger, historisch gewachsener und kulturell
prigender Bestandteil Deutschlands. Uber Jahrhunderte hinweg hat es die Entwicklung
unseres Landes in wissenschaftlicher, wirtschaftlicher, religitser, geistiger und kiinstlerischer
Hinsicht mageblich mitgepragt und ist mit deutscher Geschichte und Identitdt untrennbar
verbunden.

Die Anerkennung jiidischer Traditionen, Leistungen und Beitrdge ist Ausdruck historischen
Bewusstseins, kultureller Selbstachtung und eines gefestigten nationalen Selbstverstandnisses.
Jiidisches Leben ist deshalb nicht als Randerscheinung, sondern als selbstverstdndlicher Teil
deutscher Kultur und Gesellschaft zu begreifen.

Fiir Nordrhein-Westfalen bedeutet das: Jiidische Geschichte, jiidische Gegenwart sowie der
Beitrag jlidischer Gemeinden, Institutionen und Personlichkeiten miissen geschiitzt, sichtbar
verankert und verldsslich vermittelt werden. So starken wir historische Wahrhaftigkedit,
kulturelle Kontinuitdt und das Bewusstsein fiir die pragenden Grundlagen unseres Landes.

m Nachweis

Judisches Leben ist seit mindestens 1700 Jahren Teil der Geschichte des
heutigen Deutschlands; der alteste urkundliche Beleg ist das Kolner Edikt
aus dem Jahr 321. Bundesweit waren im Jahr 2024 laut ZWST 89.197
Mitglieder in 105 judischen Gemeinden organisiert. In Nordrhein-Westfalen
waren zum 31. Dezember 2024 insgesamt 24.465 Mitglieder in jiudischen
Gemeinden organisiert, davon 15.136 im Landesverband Nordrhein, 5.638 im
Landesverband Westfalen-Lippe und 3.691 in der Synagogen-Gemeinde Koln.
Die pragende Leistung judischen Lebens fiir Deutschland wird zudem an
Personlichkeiten wie Albert Einstein, Heinrich Heine, Felix Mendelssohn
Bartholdy, Walther Rathenau, Moses Mendelssohn und Max Liebermann
sichtbar. Damit wird deutlich, dass jiudisches Leben Deutschland historisch,
kulturell und geistig maBgeblich mitgepragt hat und bis heute ein tragender
Bestandteil unseres Landes ist.

Quellen:
» ZWST, Mitgliederstatistik 2024 (Stand 31.12.2024, veréffentlicht Juni 2025): 89.197 Mitglieder in 105 Gemeinden;
Landesverband Nordrhein 15.136, Landesverband Westfalen-Lippe 5.638, Synagogen-Gemeinde Kéln 3.691.

» Kélner Edikt von 321: Altester dokumentierter Beleg (Codex Theodosianus).
B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Dauerhafte Absicherung: Bereits bestehende Kultur- und Vermittlungsformate
zu jiidischem Leben in Nordrhein-Westfalen (wie das MiQua:forum oder die
Landsynagoge Rodingen) dauerhaft finanziell und organisatorisch absichern.

2. Erhohte Sichtbarkeit: Jiidische Geschichte, Gegenwart und kulturelle Beitrage
in bestehenden staatlichen und kommunalen Kulturinstitutionen (Museen,
Bibliotheken, Theater) durch feste Ausstellungsbereiche sichtbarer machen.
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3. Nachhaltige Férderung: Die dffentliche Kulturférderung so weiterentwickeln,
dass judische Institutionen und Erinnerungsorte als Ankerpunkte deutscher
Identitat nachhaltig gestédrkt und nicht nur tGber befristete Projektmittel
finanziert werden.

4. Netzwerkausbau: Bestehende Netzwerke zwischen jiidischen Gemeinden,
Museen, Archiven und Kultureinrichtungen ausbauen, um den Leihverkehr von
Exponaten und den fachlichen Austausch zu intensivieren.

5. Kulturelle Verankerung: Judisches Leben als konstitutiven Teil deutscher Kultur
in offentlichen Ausstellungen, Publikationen und Veranstaltungsreihen (z. B.
durch einen Landeskulturpreis fiir jlidische Beitrage) stiarker verankern.

5.1 Judische Kulturinstitutionen als Teil der
Kulturlandschaft

Jiidische Kulturinstitutionen sind kein Sonderbereich neben der deutschen Kulturlandschaft,
sondern ein integraler Bestandteil ihrer historischen Entwicklung, gegenwartigen Gestalt und
kulturellen Zukunft. Die wissenschaftlichen, wirtschaftlichen, medizinischen, rechtlichen,
philosophischen, kiinstlerischen und kulturellen Beitrdge jiidischer Biirger haben Deutschland
iiber Jahrhunderte hinweg mafSgeblich mitgeprédgt und gehéren damit selbstverstandlich zum
kulturellen Erbe unseres Landes.

Vor diesem Hintergrund fordern wir die aktive Forderung jiidischer Kulturinstitutionen in
Nordrhein-Westfalen sowie eine stirkere und dauerhafte Sichtbarmachung jiidischer Beitrage
in Museen, Bibliotheken und 6ffentlichen Kultureinrichtungen. Jiidische Geschichte,
Gegenwart und Zukunft in Deutschland diirfen nicht als Randthema behandelt werden,
sondern miissen als selbstverstdndlicher Teil deutscher Kulturpolitik vermittelt werden. Dabei
geht es nicht um Schuldinszenierung, sondern um die bewusste Erinnerung an das, was Juden
und Deutsche gemeinsam fiir unser Land geschaffen haben und was Deutschland bis heute in
Wissenschaft, Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft pragt.

Konkret schlagen wir die Einfiihrung eines landesweiten Tages des jiidischen Erbes in
Nordrhein-Westfalen am 11. Dezember vor. Das Datum kniipft an das Kélner Edikt des
Jahres 321 an, das als dltester urkundlicher Beleg jiidischen Lebens im Gebiet des heutigen
Deutschlands gilt. Dieser Tag soll jiidische Gemeinden, Museen, Archive, Bibliotheken und
weitere Kultureinrichtungen im Land sichtbar miteinander verbinden und einen festen Platz
jlidischer Geschichte, Gegenwart und Zukunft im 6ffentlichen Bewusstsein Nordrhein-
Westfalens sichern.

m Nachweis

Der 11. Dezember ist historisch belastbar, weil das Koélner Edikt von 321 als
altester urkundlicher Beleg jiildischen Lebens auf dem Gebiet des heutigen
Deutschlands gilt. Vergleichbare offene Kulturformate bestehen bereits in
Nordrhein-Westfalen: Das MiQua:forum in Koln arbeitet mit freiem Eintritt,
und das LVR-Kulturhaus Landsynagoge Roédingen bietet bei Aktionstagen
ebenfalls freien Eintritt und offene Fiuhrungen an. Damit ist ein landesweiter
Tag des judischen Erbes historisch begriindbar und praktisch anschlussfahig.

Quellen:

» Codex Theodosianus (11. Dez. 321): Dokumentation der Berufung von Juden in den Kélner Stadtrat.
» LVR-Jiidisches Museum im Archédologischen Quartier Kéln (MiQua): Informationen zum MiQua:forum und dessen

Veranstaltungscharakter.
» LVR-Kulturhaus Landsynagoge Rédingen: Programmilibersicht zu Aktionstagen und Vermittlungsangeboten.

Juden fiir Deutschland e. V. - Agenda 2026-2029 - Seite 33 von 39



B Konkrete Umsetzungsvorschlage

5. Bestehende jludische Kulturarbeit in Nordrhein-Westfalen sichern, starken und
gezielt ausbauen

6. Bereits vorhandene offene Formate mit freiem Eintritt und 6ffentlicher Vermittlung
institutionell festigen

7. Einen landesweiten Tag des jiidischen Erbes in Nordrhein-Westfalen am 11.
Dezember einfiihren

8. An diesem Tag freien Eintritt in den beteiligten juidischen Museen,
Kulturinstitutionen, Erinnerungsorten und Ausstellungen gewéhrleisten

9. An diesem Tag 6ffentliche Fiihrungen, Vortrage, Lesungen und Begeghungsformate
landesweit anbieten

10. Ein eigenes Landesforderprogramm fiir jidische Kulturinstitutionen und
Erinnerungsorte schaffen

11. Judische Beitrage in Wissenschaft, Wirtschaft, Medizin, Recht, Philosophie, Kunst
und Kultur in 6ffentlichen Kultureinrichtungen verbindlich sichtbarer machen
12. Ein zentrales digitales Landesportal Jlidisches Erbe Nordrhein-Westfalen aufbauen

5.2 Erinnerungskultur als Verantwortung

Erinnerungskultur ist als Bestandteil historischer und politischer Bildung zu verstehen. Thr
Zweck besteht nicht allein in der Rekonstruktion von Leidens- und Verbrechensgeschichte,
sondern ebenso in der Vermittlung der gemeinsamen geschichtlichen Entwicklung und der
daraus erwachsenen Verantwortung fiir Gegenwart und Zukunft. Eine tragfahige
Erinnerungskultur muss deshalb die deutsch-jiidische Geschichte in ihrer gesamten
historischen Breite erfassen und neben den Zivilisationsbriichen auch jene wissenschaftlichen,
wirtschaftlichen, kulturellen und gesellschaftlichen Leistungen sichtbar machen, die Juden
und Deutsche gemeinsam hervorgebracht haben.

Eine solche Perspektive dient der historischen Genauigkeit und der gesellschaftlichen
Integrationsfdahigkeit. Sie verhindert eine einseitige Verengung des Erinnerns und stéarkt
stattdessen ein belastbares Bewusstsein fiir gemeinsame geschichtliche Pragungen,
gemeinsame kulturelle Leistungen und gemeinsame Verantwortung. Erinnerungskultur wird
damit zu einem Instrument historischer Einordnung, gesellschaftlicher Selbstvergewisserung
und zukunftsorientierter Bildungs- und Kulturarbeit.

Fiir Nordrhein-Westfalen folgt daraus die Aufgabe, bestehende Gedenk-, Bildungs- und
Vermittlungsformate starker miteinander zu verkniipfen und die deutsch-jiidische Geschichte
im offentlichen Bewusstsein sichtbarer zu machen. Ziel ist eine Erinnerungskultur, die
historische Wahrheit sichert, kulturelle Kontinuitéat starkt und gemeinsame Verantwortung fiir
die Zukunft vermittelt.

m Nachweis

Nordrhein-Westfalen fordert schulische Gedenkstattenfahrten seit Mai 2018;
gefordert werden Fahrten der Klassen 8 bis 13 zu Gedenk- und
Erinnerungsorten politischer Gewaltherrschaft im In- und Ausland. Nach
Angaben des Schulministeriums konnten seitdem mehr als 13.000 Schiler an
diesen Fahrten teilnehmen; die Forderung betragt inzwischen rund zwei
Millionen Euro jahrlich. Erganzend bestehen bereits Fortbildungsreihen und
Begegnungsformate zur Vermittlung judischen Lebens in Vergangenheit und
Gegenwart. Diese Daten belegen, dass Erinnerungskultur in Nordrhein-
Westfalen institutionell verankert ist und auf einer belastbaren Grundlage
weiterentwickelt werden kann.
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Quellen:

» Ministerium fiir Schule und Bildung NRW, Férderrichtlinie Gedenkstdttenfahrten (Einflihrung Mai 2018) &
Rechenschaftsberichte zur Mittelverwendung (Stand 2025/2026).

» Bildungsportal NRW, Informationen zur Fortbildungsreihe ,,Begegnung mit jlidischem Leben in Nordrhein-Westfalen®.

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Forderprogramme so weiterentwickeln, dass gemeinsame deutsch-jiidische
Leistungen in Wissenschaft, Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft systematisch
starker sichtbar werden

2. Jidische Gemeinden, Museen, Archive und o6ffentliche Kultureinrichtungen starker
miteinander vernetzen, um die gemeinsame deutsch-jiidische Entwicklung als Teil
deutscher Geschichte und Gegenwart deutlicher hervorzuheben

3. Landesweite Kooperationsformate zwischen Kultur, Erinnerung und historisch-
politischer Bildung schaffen, die gemeinsame geschichtliche Pragungen,
gemeinsame Leistungen und gemeinsame Zukunftsverantwortung vermitteln

4. Offentliche Vermittlungsformate in Stadten und Kommunen ausbauen, damit die
deutsch-jidische Geschichte im Alltag starker prasent und als gemeinsames
kulturelles Erbe erfahrbar wird

5. Bestehende Formate der Gedenk- und Erinnerungsarbeit in Nordrhein-Westfalen
dauerhaft absichern und sichtbar ausbauen

6. Erinnerungskultur regelméRig evaluieren und darauf prifen, ob sie historische
Genauigkeit, gesellschaftliche Anschlussfahigkeit und Zukunftsbezug
gleichermaBen gewahrleistet
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Kapitel 6: Bildung als nationale
Sicherheitsstrategie

»Antisemitismus wdchst dort, wo Wissen fehlt und Ignoranz beginnt.“

Ausgangslage

Bildung ist ein zentraler Faktor staatlicher Pravention. Antisemitische Einstellungen entstehen
in der Regel nicht erst im Moment offener Gewalt, sondern entwickeln sich bereits im Vorfeld
durch Wissensdefizite, stereotype Deutungsmuster, sozial vermittelte Feindbilder und die
Normalisierung abwertender Haltungen. Der schulische Raum besitzt daher eine besondere
Bedeutung fiir die friihzeitige Erkennung, Einordnung und Zuriickdrangung solcher
Entwicklungen.

Fiir Nordrhein-Westfalen ergibt sich daraus ein sicherheitsrelevanter Handlungsauftrag. Die
Pravention antisemitischer Einstellungen ist nicht lediglich als padagogische Zusatzaufgabe
zu verstehen, sondern als Bestandteil gesellschaftlicher Stabilitét, staatlicher
Schutzverantwortung und vorausschauender Sicherheitspolitik. Wo antisemitische
Denkmuster friithzeitig erkannt und durch sachliche Wissensvermittlung, institutionelle
Verbindlichkeit und pddagogische Klarheit bearbeitet werden, sinkt das Risiko ihrer weiteren
Verfestigung im sozialen und 6ffentlichen Raum.

Vor diesem Hintergrund ist schulische Bildungsarbeit ein Mittel zur Sicherung des
gesellschaftlichen Zusammenbhalts. Sie dient der Entwicklung von Urteilsfahigkeit, der
Einordnung extremistischer und antisemitischer Narrative sowie der Starkung einer
politischen Kultur, die jiidisches Leben als geschiitzten Bestandteil Deutschlands begreift.
Pravention ist damit nicht reaktiv, sondern strukturell angelegt und auf langfristige
Stabilisierung gerichtet.

Unsere Position

Wir treten fiir eine wissenschaftlich fundierte und sicherheitspolitisch ernst genommene
Bildungsstrategie ein, die antisemitische Einstellungen friihzeitig erkennt und ihnen mit
sachlicher, faktenbasierter und verbindlicher Wissensvermittlung entgegentritt. Schule darf
dabei weder Ort politisch-ideologischer Indoktrination noch bloBer Symbolpolitik sein,
sondern muss der Vermittlung von Wissen, der Schulung eigenstandiger Urteilsfdhigkeit und
der Ausbildung eines belastbaren Verantwortungsbewusstseins dienen.

Eine solche Bildungsstrategie setzt voraus, dass Pravention gegen Antisemitismus in
Nordrhein-Westfalen systematischer, verbindlicher und flachendeckender ausgestaltet wird.
Erforderlich sind institutionell abgesicherte Formate, die nicht von Einzelinitiativen
abhdngen, sondern als dauerhafter Bestandteil schulischer Bildungsarbeit verstanden werden.
Dies betrifft insbesondere die Qualifizierung von Lehrkréften, die verbindliche Einbindung
antisemitismuskritischer Bildungsinhalte und die regelméBige Uberpriifung der Wirksamkeit
bestehender Mainahmen.
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m Nachweis

RIAS NRW dokumentierte fiir das Jahr 2024 insgesamt 940 antisemitische
Vorfalle in Nordrhein-Westfalen, darunter 18 Angriffe, 22 Bedrohungen, 61
Sachbeschadigungen, 228 Vorfalle im Zusammenhang mit Versammlungen
und 549 Falle verletzenden Verhaltens. Gleichzeitig bestehen in Nordrhein-
Westfalen bereits schulische GegenmaRnahmen wie AMUDIM (Start Februar
2026) und Lehrkraftefortbildungen. Andere Lander haben mit dem Berliner
Landeskonzept von 2019 und schulischen Praventionsangeboten in Bayern
bereits strukturierte Vergleichsmodelle geschaffen. Damit ist belegt, dass
Antisemitismuspravention im Bildungsbereich sowohl sachlich geboten als
auch organisatorisch realisierbar ist.

Quellen:

» RIAS NRW, Jahresbericht 2024: Monitoring antisemitischer Vorfalle (940 Fdlle gesamt).

» Ministerium flir Schule und Bildung NRW: Plattform AMUDIM (Stand Februar 2026) & Fortbildungstibersicht.
» Senatsverwaltung Berlin: Landeskonzept zur Weiterentwicklung der Antisemitismus-Prévention (2019).

» Bayerisches Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus: Praventionskonzept ,Antisemitismus. Nein danke!”,

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Fur alle Schulen in Nordrhein-Westfalen verbindliche Antisemitismus-Leitlinien und
Handlungskonzepte einfiihren

2. Lehrkrafte verpflichtend fiir die Fritherkennung und Einordnung antisemitischer
Deutungsmuster qualifizieren

3. Antisemitische Vorfalle im schulischen Bereich landesweit einheitlich erfassen und
auswerten

4. Klare Melde-, Interventions- und Eskalationswege fiir Schulen festlegen

5. Praventionsarbeit als festen Bestandteil von Schulentwicklung und
Qualitdtssicherung verankern

6. Die Wirksamkeit der MaBnahmen regelméaRig anhand schulischer Lagebilder und
unabhangiger Evaluation tiberpriifen

6.1 Bildung und Sicherheit verbinden

Antisemitische Einstellungen werden durch unzureichende Bildung, fehlende historische
Einordnung und die unkritische Weitergabe feindseliger Weltbilder begiinstigt. Dies gilt in
besonderem Male dort, wo antisemitische Deutungsmuster bereits im sozialen oder
kulturellen Umfeld als selbstverstdndlich vermittelt werden. Werden solche Einstellungen
nicht friihzeitig bearbeitet, bleiben Polizei und Justiz dauerhaft auf die Behandlung von
Symptomen beschrankt, wahrend die Ursachen fortbestehen.

Fiir Nordrhein-Westfalen folgt daraus, dass Bildungsarbeit und Sicherheitspolitik nicht
getrennt voneinander betrachtet werden diirfen. Eine wirksame Praventionsstrategie muss
historisches Wissen, friihe Erkennung problematischer Einstellungen, pddagogische
Interventionsfahigkeit und institutionelle Verbindlichkeit miteinander verbinden. Bildung ist
in diesem Zusammenhang kein Nebenbereich, sondern ein zentrales Instrument zur
Einddmmung antisemitischer Radikalisierung und damit Bestandteil nationaler
Sicherheitsvorsorge.

Wir befiirworten deshalb eine strukturierte Verzahnung von schulischer Bildungsarbeit,
Lehrkraftequalifizierung, Praventionsformaten und institutioneller Evaluation. Ziel ist es,
antisemitische Einstellungen nicht erst nach ihrer 6ffentlichen Eskalation zu behandeln,
sondern bereits in ihrer Entstehungsphase zuriickzudrangen.
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Die bestehenden Landesstrukturen in Nordrhein-Westfalen zeigen, dass schulische
Praventionsarbeit moglich ist. Vorhandene Gedenkstéttenfahrten und Fortbildungsangebote
bilden eine Grundlage, reichen ohne verbindliche landesweite Strukturierung jedoch nicht
aus. Eine verbindliche Umsetzung soll deshalb vor allem in den letzten Schuljahren vor dem
Eintritt in das Wahlalter erfolgen.

m Nachweis

Im Jahr 2024 wurden nach RIAS-Angaben an Hochschulen und Universitaten
in Nordrhein-Westfalen iiber 90 antisemitische Vorfalle dokumentiert.
Zugleich verweist die nordrhein-westfalische Antisemitismusbeauftragte auf
zusatzlichen Handlungsbedarf bei Medienkompetenz und institutionellen
Zustandigkeiten, insbesondere zur Sicherung des Campus-Friedens. Berlin
verbindet mit seinem Landeskonzept zur Antisemitismus-Pravention bereits
seit 2019 die Bereiche Bildung, innere Sicherheit, Wissenschaft und
Pravention. Dieses Vergleichsmodell zeigt, dass eine starkere Verzahnung
von Bildungs- und Sicherheitsstrategie politisch und organisatorisch moglich
ist.

Quellen:
» RIAS NRW, Sonderauswertung 2024: Antisemitismus an Hochschulen und Universitaten (Anstieg auf tiber 90 Félle).
» Antisemitismusbeauftragte des Landes NRW, Jahresbericht/Stellungnahmen (Stand 2025/2026) zum Schutz jlidischer

Studierender.
» Senatsverwaltung Berlin, Landeskonzept zur Weiterentwicklung der Antisemitismus-Prdvention (2019).

B Konkrete Umsetzungsvorschlage

1. Fir Nordrhein-Westfalen ein eigenes landesweites Schulkonzept gegen
Antisemitismus entwickeln, das Pravention, Intervention und Nachsorge
verbindlich zusammenfiihrt

2. Verbindliche Melde-, Reaktions- und Eskalationswege fiir antisemitische Vorfalle an
Schulen landesweit festlegen

3. Antisemitismus als eigenstandiges Thema in Aus-, Fort- und Weiterbildung von
Lehrkraften systematisch verankern

4. Schulen mit praxisnahen Leitfaden, digitalen Materialien und Interventionshilfen
ausstatten

5. Ein regelmaBiges Lagebild Antisemitismus im Schulbereich Nordrhein-Westfalen
aufbauen und veréffentlichen

6. Die MaBnahmen regelméaBig anhand messbarer Kriterien evaluieren und an die
Vorfallsentwicklung anpassen
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Hinweis zur AuBBenpolitik

Die politische Arbeit der Juden fiir Deutschland e. V. konzentriert sich primar auf
innenpolitische Aufgabenfelder und auf Fragen des Gemeinwohls in Deutschland. Im
Vordergrund stehen Themen der gesellschaftlichen Integration, der Bildungs- und
Kulturpolitik sowie der rechtsstaatlichen und sozialen Ordnung.

Die Juden fiir Deutschland e. V. verstehen sich ausdriicklich als Teil des deutschen Volkes
und richten ihre politische Arbeit auf die Starkung von Sicherheit, Anerkennung und
gesellschaftlichem Zusammenhalt in Deutschland aus.

Die Beziehungen zwischen Deutschland und Israel werden als relevant eingestuft, stehen
jedoch nicht im Zentrum der vorliegenden politischen Schwerpunktsetzung. Der Schwerpunkt
dieses Dokuments liegt auf innenpolitischen Themenbereichen, die auf die Stabilisierung
gemeinsamer Werte, die Sicherung rechtsstaatlicher Strukturen sowie auf die Férderung und
den Schutz jiidischen Lebens in Deutschland unter Beriicksichtigung der historischen und
gesellschaftlichen Grundlagen des Landes gerichtet sind.

Agenda fiir den Zeitraum 2026 bis 2029, beschlossen am 17.05.2026
gez.: Alexandra Beregi, Dirk Kaiser
Stand: 08.09.2026

Juden fiir Deutschland e. V. - Agenda 2026-2029 - Seite 39 von 39



	Präambel: Wer wir sind, wofür wir stehen
	Kapitel 1: Sicherheit und jüdisches Leben
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge
	1.1 Schutz jüdischer Einrichtungen
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	1.2 Konsequenter Rechtsstaat gegen antisemitische Gewalt
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	1.3 Verbot von Demonstrationen im Umfeld jüdischer Einrichtungen
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	1.4 Transparenzpflicht bei antisemitischen Vorfällen
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	1.5 Gesellschaftliche Verantwortung durch Aufklärung
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	1.6 Deutschland als gemeinsame Heimat, Zugehörigkeit als Fundament
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge


	Kapitel 2: Bildung und jüdische Identität
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge
	2.1 Pflichtinhalte zur deutsch-jüdischen Geschichte
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	2.2 Tiefenbildung statt oberflächlicher Toleranz
	■ Konkrete Umsetzungsstandards

	2.3 Neuausrichtung der BAMF-Integrationskurse
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	2.4 Konservatives Bildungsnetzwerk jüdischer Perspektiven
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge


	Kapitel 3: Kinder- und Familienschutz
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge
	3.1 Genderideologie aus Schulen und Kindertageseinrichtungen zurückdrängen
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge
	3.2 Frühsexualisierung beenden
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	3.3 Elternrechte stärken
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	3.4 Schutzmechanismen und Werte
	Wir konstatieren ein strukturelles Vollzugsdefizit: Elternrechte sind dem Grundsatz nach gegeben, in der schulischen Praxis jedoch häufig nur begrenzt durchsetzbar, insbesondere in informellen Kontexten wie Pausen, Projekten und schulisch verantworteten Außenterminen. Wir fordern daher eine landesrechtliche Präzisierung, die den elterlichen Informationsanspruch und die Pflicht zur transparenten, dokumentationsfähigen Beachtung legitim ausgeübter Elternentscheidungen als verbindliche Dienstpflichten von Lehrkräften und schulischem Personal normiert. Bei nachweislichen Verstößen gegen diese konkret definierten Dienstpflichten sind dienstrechtliche Konsequenzen im Rahmen des geltenden Beamten- und Arbeitsrechts durch die zuständigen Schulaufsichtsbehörden zu prüfen und gegebenenfalls zu verhängen; Voraussetzung sind hinreichend bestimmte Tatbestandsmerkmale, rechtsstaatliche Verfahrensstandards und die Beachtung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes. Flankierend ist beim Schulministerium Nordrhein-Westfalen eine zentrale Anlauf- und Koordinierungsstelle für betroffene Eltern einzurichten, die Fälle bündelt, Zuständigkeiten klärt, standardisierte Beschwerde- und Prüfwege bereitstellt und die Qualitätssicherung der Bearbeitung gewährleistet. Vertrauenslehrkräfte bleiben in ihrer Schutzfunktion grundsätzlich von sanktionsbezogenen Mechanismen ausgenommen, sind jedoch verpflichtet, Erziehungsberechtigte zu informieren, wenn ein Kind Hilfe oder Beratung gesucht hat, soweit dem keine gewichtigen Kindeswohlgründe entgegenstehen. Das handlungsleitende Wertefundament der Landesbildungspolitik wird dabei normativ auf Familie, Respekt, Sicherheit, sowie einen verantwortungsvollen, altersadäquaten Umgang mit Sexualität ausgerichtet.
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge


	Kapitel 4: Integration, Bekämpfung extremistischer Bestrebungen und die Verankerung jüdischen Lebens als selbstverständlicher Teil Deutschlands
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge
	4.1 Integration unter Einhaltung deutscher Gesetze und Werte
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	4.2 Bekämpfung des islamistischen Antisemitismus
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	4.3 Bekämpfung des links- und rechtsextremistischen Antisemitismus
	Links- und Rechtsextremismus treten in Nordrhein-Westfalen zunehmend offen in Erscheinung, unter anderem im Versammlungsgeschehen, in digitalen Kommunikationsräumen sowie in politisch aufgeladenen Mobilisierungslagen. Beide Phänomenbereiche sind mit den zentralen Wertentscheidungen des Grundgesetzes unvereinbar, weil sie staatliche Ordnung delegitimieren, gesellschaftliche Polarisierung vertiefen und antisemitische sowie demokratiefeindliche Einstellungen begünstigen können. Die JfD e. V. NRW fordert daher, links- und rechtsextremistische Bestrebungen ohne ideologische Doppelstandards konsequent zu benennen, klar zurückzuweisen und mit den bestehenden Instrumenten des Rechtsstaats wirksam zu bekämpfen.
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge


	Kapitel 5: Jüdische Identität als Teil deutscher Kultur
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge
	5.1 Jüdische Kulturinstitutionen als Teil der Kulturlandschaft
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	5.2 Erinnerungskultur als Verantwortung
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge


	Kapitel 6: Bildung als nationale Sicherheitsstrategie
	Ausgangslage
	Unsere Position
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge

	6.1 Bildung und Sicherheit verbinden
	■ Konkrete Umsetzungsvorschläge


	Hinweis zur Außenpolitik

